
Inhalt

Dokumente des Apostolischen Stuhls

Nr. 160.	Botschaft seiner Heiligkeit Papst Franziskus zum 
Welttag des Migranten und des Flüchtlings............. � 179

Dokumente des Erzbischofs

Nr. 161.	Änderung der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes e.V..� 181

Nr. 162.	Verfahrensordnung bei der Versetzung von Pries-
tern im Erzbistum Paderborn................................... � 196

Nr. 163.	Urkunde über die Umordnung der Katholischen 
Kirchengemeinde Pfarrei St. Liborius Bielefeld........ � 197

Personalnachrichten

Nr. 164.	Personalchronik........................................................ � 199

Bekanntmachungen des Erzbischöflichen Generalvikariates

Nr. 165.	Besetzung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster 
Instanz für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born.......................................................................... � 203

Nr. 166.	Besetzung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster 
Instanz für das Erzbistum Paderborn....................... � 204

Nr. 167.	Besetzung der ständigen Einigungsstelle für den 
Bereich des Erzbistums Paderborn.......................... � 204

Nr. 168.	Ankündigung der Neuwahl des Priesterrates im 
Erzbistum Paderborn................................................ � 205

Nr. 169.	Bildung der zentralen Stelle im Sinne von Art. 5 
Abs. 4 Grundordnung............................................... � 205

Nr. 170.	Gebet um geistliche Berufungen und pastorale 
Dienste..................................................................... � 206

Nr. 171.	Erwachsenen-Firmung 2016.................................... � 206

Nr. 172.	Leitung von Wort-Gottes-Feiern.............................. � 206

Nr. 173.	Kommunionspendung durch Laien.......................... � 206

Kirchliche Mitteilungen

Nr. 174.	Kinder helfen Kindern – und ich bin dabei: der 
„Weltmissionstag der Kinder 2015/16“ (Krippen
opfer)........................................................................ � 207

Bekanntmachungen aus dem staatlichen Bereich

Nr. 175.	Achte Verordnung zur Änderung der Sozialversi-
cherungsentgeltverordnung..................................... � 207

Dokumente des Apostolischen Stuhls

Nr. 160.	 Botschaft seiner Heiligkeit Papst Franziskus 
zum Welttag des Migranten und des Flücht-
lings

„Migranten und Flüchtlinge sind eine Herausforderung.  
Antwort gibt das Evangelium der Barmherzigkeit“

Liebe Brüder und Schwestern!

In der Verkündigungsbulle des außerordentlichen Jubi-
läums der Barmherzigkeit habe ich daran erinnert, dass 
„es […] Augenblicke [gibt], in denen wir aufgerufen sind, 
in ganz besonderer Weise den Blick auf die Barmherzig-
keit zu richten und dabei selbst zum wirkungsvollen Zei-
chen des Handelns des Vaters zu werden“ (Misericordiae 
vultus, 3). Tatsächlich möchte die Liebe Gottes alle und 
jeden erreichen und jene, die die Umarmung des Vaters 
annehmen, in ebensolche Arme verwandeln, die sich öff-
nen und schließen, auf dass sich jeder wie ein Kind ge-
liebt wisse und sich in der einen Menschheitsfamilie „zu 
Hause“ fühle. Auf diese Weise erreicht die väterliche Sor-

ge Gottes alle, wie beim Hirten und der Herde, doch er-
weist sie sich besonders einfühlsam gegenüber den Be-
dürfnissen der verwundeten, ermatteten oder kranken 
Schafe. So hat Jesus Christus zu uns über den Vater ge-
sprochen, um uns zu verstehen zu geben, dass Er sich 
über den von körperlichem oder moralischem Elend ver-
wundeten Menschen beugt und dass sich die Wirkung 
der göttlichen Barmherzigkeit umso mehr offenbart, je 
schlimmer dessen Zustand wird.

In unserer Zeit steigen die Migrationsströme in allen 
Regionen der Erde stetig an: Vertriebene und Menschen 
auf der Flucht aus ihren Heimatländern fragen Einzelne 
und Gesellschaften an, werden dabei zur Herausforde-
rung für die traditionelle Lebensweise und bringen zuwei-
len den kulturellen und sozialen Horizont, den sie vorfin-
den, durcheinander. Immer häufiger erleiden die Opfer 
der Gewalt und der Armut beim Verlassen ihrer Her-
kunftsregionen das menschenverachtende Treiben der 
Schleuser auf ihrer Reise dem Traum einer besseren Zu-
kunft entgegen. Sofern sie dann den Missbrauch und die 
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Widerwärtigkeiten überleben, sehen sie sich mit Umge-
bungen konfrontiert, die von Verdächtigungen und Ängs-
ten geprägt sind. Schließlich stoßen sie nicht selten auf 
einen Mangel an klaren und praktikablen Regelungen, 
welche die Aufnahme steuern und – unter Beachtung der 
Rechte und Pflichten aller Beteiligten – kurz- wie langfris-
tige Integrationsmöglichkeiten vorsehen sollen. Mehr 
denn je rüttelt das Evangelium der Barmherzigkeit heute 
die Gewissen der Menschen wach, es verhindert, dass 
man sich an das Leid des anderen gewöhnt, und zeigt 
Antwortmöglichkeiten auf, die in den theologalen Tugen-
den des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe wurzeln 
und sich in den Werken der geistigen und leiblichen 
Barmherzigkeit ausdrücken.

Auf der Grundlage dieser Feststellung war es mein 
Wunsch, dass der Welttag des Migranten und Flüchtlings 
2016 dem Thema „Migranten und Flüchtlinge sind eine 
Herausforderung. Antwort gibt das Evangelium der 
Barmherzigkeit“ gewidmet wird. Die Migrationsströme 
sind inzwischen ein strukturelles Phänomen, und die ers-
te Frage, die sich aufdrängt, betrifft die Überwindung der 
Notphase, um Programmen Raum zu geben, die die Ur-
sachen der Migrationen, die dadurch bedingten Verände-
rungen sowie die Folgen in den Blick nehmen, die den 
Gesellschaften und Völkern ein neues Gesicht geben. 
Täglich jedoch fragen die tragischen Schicksale von Milli-
onen von Männern und Frauen die internationale Ge-
meinschaft an angesichts des Auftretens inakzeptabler 
humanitärer Krisen in zahlreichen Regionen der Welt. Die 
Gleichgültigkeit und das Schweigen führen zur Mittäter-
schaft, wenn wir als Zuschauer Zeugen des Todes durch 
Erstickung, Entbehrung, Gewalt und Schiffbrüchen wer-
den. Ob in großem oder geringem Ausmaß, stets handelt 
es sich um Tragödien, wenn dabei auch nur ein einziges 
Menschenleben verloren geht.

Die Migranten sind unsere Brüder und Schwestern, die 
ein besseres Leben suchen fern von Armut, Hunger, Aus-
beutung und ungerechter Verteilung der Ressourcen der 
Erde, die allen in gleichem Maße zukommen müssten. Ist 
es etwa nicht der Wunsch jedes Menschen, die eigene 
Lebenssituation zu verbessern und einen redlichen und 
legitimen Wohlstand zu erlangen, um ihn mit seinen Lie-
ben zu teilen?

In diesem Augenblick der Menschheitsgeschichte, der 
stark von den Migrationen geprägt ist, ist die Frage der 
Identität keineswegs zweitrangig. Wer auswandert, ist 
nämlich dazu gezwungen, einige Eigenheiten zu verän-
dern, die seine Person ausmachen, und zugleich, selbst 
ohne es zu wollen, zwingt er auch denjenigen, der ihn 
aufnimmt, zur Veränderung. Wie kann man diesen Wan-
del leben, dass er nicht zum Hindernis der echten Ent-
wicklung wird, sondern Gelegenheit für ein wahrhaft 
menschliches, soziales und spirituelles Wachstum wird 
und dabei jene Werte respektiert und gefördert werden, 
die den Menschen immer mehr zum Menschen werden 
lassen in der rechten Beziehung zu Gott, zu den anderen 
und zur Schöpfung?

In der Tat wird die Anwesenheit der Migranten und der 
Flüchtlinge zur ernsthaften Herausforderung für die ver-
schiedenen Aufnahmegesellschaften. Diese müssen sich 
neuen Tatsachen stellen, die sich als unberechenbar er-
weisen können, wenn man sie nicht entsprechend ver-
mittelt, handhabt und steuert. Wie kann erreicht werden, 
dass die Integration zur gegenseitigen Bereicherung wird, 
den Gemeinschaften positive Wege eröffnet und der Ge-

fahr der Diskriminierung, des Rassismus, des extremen 
Nationalismus und der Fremdenfeindlichkeit vorbeugt?

Die biblische Offenbarung ermutigt zur Aufnahme des 
Fremden und begründet dies mit der Gewissheit, dass 
sich auf diese Weise die Türen zu Gott öffnen und auf 
dem Antlitz des anderen die Züge Jesu Christi erkennbar 
werden. Zahlreiche Institutionen, Vereine, Bewegungen, 
engagierte Gruppen, diözesane, nationale und internatio-
nale Einrichtungen erfahren das Staunen und die Freude 
des Festes der Begegnung, des Austausches und der 
Solidarität. Sie haben die Stimme Jesu Christi erkannt: 
„Ich stehe vor der Tür und klopfe an“ (Off 3,20). Und doch 
hören die Debatten bezüglich der Bedingungen und 
Grenzen der Aufnahme nicht nur auf der Ebene der Poli-
tik der Staaten, sondern auch in manchen Pfarrgemein-
den, die die gewohnte Ruhe gefährdet sehen, nicht auf 
zuzunehmen.

Wie kann die Kirche angesichts solcher Fragen anders 
handeln, als sich vom Beispiel und von den Worten Jesu 
Christi inspirieren zu lassen? Die Antwort des Evangeli-
ums ist die Barmherzigkeit.

Diese ist zuallererst das im Sohn offenbarte Geschenk 
Gottes des Vaters: In der Tat ruft die von Gott empfange-
ne Barmherzigkeit Gefühle einer freudigen Dankbarkeit 
hervor aufgrund der Hoffnung, die uns das Geheimnis der 
Erlösung im Blute Christi eröffnet hat. Sodann nährt und 
stärkt sie die Solidarität gegenüber dem Nächsten als Er-
fordernis einer Antwort auf die unentgeltliche Liebe Got-
tes, die „ausgegossen [ist] in unsere Herzen durch den 
Heiligen Geist“ (Röm 5,5). Tatsächlich ist ein jeder von 
uns verantwortlich für seinen Nachbarn: Wir sind Hüter 
unserer Brüder und Schwestern, wo immer sie leben. Die 
Pflege guter persönlicher Kontakte und die Fähigkeit, 
Vorurteile und Ängste zu überwinden, sind wesentliche 
Zutaten, um eine Kultur der Begegnung zu betreiben, in 
der man nicht nur bereit ist zu geben, sondern auch von 
den anderen zu empfangen. Die Gastfreundschaft lebt ja 
vom Geben und vom Empfangen.

In dieser Perspektive ist es wichtig, die Migranten nicht 
nur von ihrem legalen oder illegalen Status her zu be-
trachten, sondern vor allem als Personen, die, wenn sie in 
ihrer Würde geschützt werden, zum Wohlstand und zum 
Fortschritt aller beitragen können, besonders wenn sie 
auf verantwortliche Weise Pflichten übernehmen gegen-
über jenen, die sie aufnehmen, und das materielle und 
geistige Erbe des Aufnahmelandes anerkennend respek-
tieren, indem sie seine Gesetze befolgen und seine Las-
ten mittragen helfen. Die Migrationen lassen sich aller-
dings nicht auf die politische und gesetzgeberische Di-
mension reduzieren, noch auf die ökonomischen Wirkun-
gen und das reine Nebeneinander unterschiedlicher Kul-
turen auf demselben Territorium. Diese Gesichtspunkte 
verhalten sich komplementär zum Schutz und zur Förde-
rung der menschlichen Person, zur Kultur der Begegnung 
der Völker und der Einheit, wo das Evangelium der Barm-
herzigkeit zu Wegen inspiriert und ermutigt, die die ge-
samte Menschheit erneuern und verwandeln.

Die Kirche steht an der Seite all jener, die sich darum 
bemühen, das Recht eines jeden auf ein Leben in Würde 
zu schützen, vor allem wenn dieser von seinem Recht 
Gebrauch macht, nicht auszuwandern, um zur Entwick-
lung des Ursprungslandes beizutragen. Auf seiner ersten 
Ebene sollte dieser Prozess die Notwendigkeit einschlie-
ßen, die Länder zu unterstützen, aus denen die Migranten 
und Flüchtlinge kommen. Dadurch wird bestätigt, dass 
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die Solidarität, die Zusammenarbeit, die internationale 
gegenseitige Abhängigkeit und die gerechte Verteilung 
der Güter der Erde grundlegende Elemente sind, um sich 
vor allem in den Herkunftsregionen der Migrationsströme 
auf tiefe und wirkungsvolle Weise zu engagieren, damit 
jene Ungleichgewichte ein Ende nehmen, welche die Per-
sonen dazu veranlassen, einzeln oder gemeinsam ihre 
natürliche und kulturelle Umgebung zu verlassen. Auf je-
den Fall ist es notwendig, nach Möglichkeit von Anfang 
an den Weggang der Flüchtenden und die von Armut, 
Gewalt und Verfolgungen bedingten Massenauswande-
rungen abzuwenden.

Diesbezüglich ist es dringend erforderlich, dass die öf-
fentliche Meinung korrekt informiert wird, nicht zuletzt, 
um unbegründeten Ängsten und Spekulationen auf Kos-
ten der Migranten vorzugreifen.

Niemand kann so tun, als fühle er sich nicht herausge-
fordert angesichts der neuen Formen der Sklaverei, die 
von kriminellen Organisationen betrieben werden, welche 
Männer, Frauen und Kinder als Zwangsarbeiter im Bau-
wesen, in der Landwirtschaft, in der Fischerei oder in an-
deren Bereichen des Marktes kaufen und verkaufen. Wie 
viele Minderjährige werden auch heute noch in Streitkräf-
ten zwangsrekrutiert, die sie zu Kindersoldaten machen! 
Wie viele Menschen sind Opfer des Organhandels, der 
Zwangsbettelei und der sexuellen Ausbeutung! Vor die-

sen schlimmen Verbrechen fliehen die Flüchtlinge unse-
rer Zeit, die die Kirche und die menschliche Gemein-
schaft anfragen, damit auch sie in der ausgestreckten 
Hand dessen, der sie aufnimmt, das Antlitz des Herrn 
entdecken können, „Vater des Erbarmens und […] Gott 
allen Trostes“ (2 Kor 1,3).

Liebe Migranten und Flüchtlinge, liebe Brüder und 
Schwestern! An der Wurzel des Evangeliums der Barm-
herzigkeit überschneiden sich die Begegnung und Auf-
nahme des anderen mit der Begegnung und Aufnahme 
Gottes: Den anderen aufnehmen bedeutet Gott selbst 
aufnehmen! Lasst euch nicht die Hoffnung und die Le-
bensfreude rauben, die aus der Erfahrung der göttlichen 
Barmherzigkeit hervorquellen, die sich in den Menschen 
offenbart, denen ihr auf euren Wegen begegnet. Ich emp-
fehle euch der Jungfrau Maria, Mutter der Migranten und 
Flüchtlinge, und dem heiligen Josef, die die Bitternis der 
Auswanderung nach Ägypten erlebt haben. Ihrer Für-
sprache empfehle ich auch jene, die der pastoralen und 
sozialen Sorge im Bereich der Migrationen Energie, Zeit 
und Ressourcen zur Verfügung stellen. Allen erteile ich 
von Herzen den Apostolischen Segen.

Aus dem Vatikan, am 12. September 2015, dem Ge-
denktag Mariä Namen

Franziskus

Dokumente des Erzbischofs

Nr. 161.	 Änderung der Ordnung der Arbeitsrechtli-
chen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes e. V.

Die 15. Delegiertenversammlung des Deutschen Cari-
tasverbandes hat am 14. Oktober 2015 die Ordnung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes mit Wirkung zum 1. Januar 2016 neu gefasst. 
Mit der Neufassung wurden die Bestimmungen berück-
sichtigt, die die Deutsche Bischofskonferenz in der Rah-
men-KODA-Ordnung vom 24. November 2014 beschlos-
sen hat.

§ 1 Stellung und Aufgabe

(1) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grund-
lage des Artikels 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
(Grundordnung) die von den deutschen Bischöfen für die 
Einrichtungen im Bereich des Deutschen Caritasverban-
des anerkannte Kommission zur Ordnung des kirchenei-
genen Arbeitsvertragsrechts.

(2) 1Diese Ordnung gilt für kirchliche Rechtsträger un-
beschadet ihrer Rechtsform, die die Grundordnung in ih-
rer jeweils geltenden Fassung für ihren Bereich rechtsver-
bindlich in ihr Statut übernommen und sich dafür ent-
schieden haben, die Arbeitsvertragsrichtlinien des Deut-
schen Caritasverbandes (AVR) anzuwenden. 2Sofern ein 
Rechtsträger in der Rechtsform einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts über kein solches Statut verfügt, ist 
eine notarielle Erklärung der Grundordnungsübernahme 

und anschließende Veröffentlichung dieser Erklärung 
ausreichend.

(3) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständige 
Kommission besonderer Art der Delegiertenversammlung 
des Deutschen Caritasverbandes (vgl. § 9 Abs. 3 seiner 
Satzung). 2Entscheidungen der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bedürfen nicht der Zustimmung der Delegierten-
versammlung.

(4) 1Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Ab-
schluss und Beendigung von Dienstverhältnissen mit 
kirchlichen Rechtsträgern im Bereich des Deutschen Ca-
ritasverbandes. 2Die durch die Kommission nach Maßga-
be dieser Ordnung beschlossenen und vom Diözesanbi-
schof in Kraft gesetzten arbeitsrechtlichen Regelungen 
gelten unmittelbar und zwingend. 3Beschlüsse der Zent-
ral-KODA im Rahmen ihrer Beschlusskompetenz gemäß 
§ 3 Abs. 1 Zentral-KODA-Ordnung gehen mit ihrer In-
kraftsetzung in allen Diözesen den Beschlüssen der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vor. 4Empfehlungen der 
Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 3 Zentral-KODA-Ordnung 
soll die Arbeitsrechtliche Kommission berücksichtigen. 
5Regelungsbefugnisse in anderen diözesanen Ordnun-
gen bleiben unberührt.

(5) 1Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den Wechsel 
in den Zuständigkeitsbereich der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, entscheidet der jeweilige Diözesanbischof 
nach Zustimmung beider Seiten, jeweils der abgebenden 
Kommission und der aufnehmenden Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 2Beantragt ein kirchlicher Rechtsträger den 
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Wechsel aus dem Zuständigkeitsbereich der Arbeits-
rechtlichen Kommission, entscheidet der jeweilige Diöze-
sanbischof nach Zustimmung beider Seiten, jeweils der 
abgebenden Arbeitsrechtlichen Kommission und der auf-
nehmenden Kommission. 3Anträge nach den Sätzen 1 
und 2 bedürfen der schriftlichen Begründung. 4Die Ent-
scheidungen sind den Kommissionen mitzuteilen.

(6) 1Der Diözesanbischof kann für mehrere kirchliche 
Rechtsträger eine eigene Ordnung erlassen. 2Die Ent-
scheidung über den Erlass einer solchen Ordnung erfolgt 
im Benehmen mit beiden Seiten der Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 3Die Entscheidung ist der Kommission mit-
zuteilen.

(7) Die Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on dauert vier Jahre.

§ 2 Zusammensetzung und Konstituierung

(1) 1Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören als 
Mitglieder eine gleiche Anzahl von Personen als Vertre
ter(innen) von Dienstgebern und Mitarbeiter(inne)n an. 
2Sie besteht aus einer Bundeskommission, sechs Regio-
nalkommissionen und dem/der Vorsitzenden nach § 3 
Abs. 1. 3Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite der 
Arbeitsrechtlichen Kommission wählen jeweils Leitungs-
ausschüsse gemäß § 7.

(2) 1Die Bundeskommission besteht unter Wahrung der 
Parität aus 28 gewählten Vertreter(inne)n der Mitarbei
ter(innen) und aus weiteren entsandten Vertreter(inne)n 
der Gewerkschaften als Mitglieder der Mitarbeiterseite 
sowie aus 28 gewählten Vertreter(inne)n der Dienstgeber 
und aus weiteren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als 
Mitglieder der Dienstgeberseite. 2Der Leitungsausschuss 
der Mitarbeiterseite besteht aus sieben Vertreter(inne)n 
der Mitarbeiter(innen) und der Leitungsausschuss der 
Dienstgeberseite aus sieben Vertreter(inne)n der Dienst-
geber, die jeweils Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission sind.

(3) Die Regionalkommissionen bestehen unter Wah-
rung der Parität

– für die Region Nord aus sechs gewählten Vertre
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus weiteren ent-
sandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften als Mitglie-
der der Mitarbeiterseite sowie aus sechs gewählten oder 
von den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstgeber-
seite,

– für die Region Ost aus zwölf gewählten Vertre
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus weiteren ent-
sandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften als Mitglie-
der der Mitarbeiterseite sowie aus zwölf gewählten oder 
von den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstgeber-
seite,

– für die Region Nordrhein-Westfalen aus zehn ge-
wählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften 
als Mitglieder der Mitarbeiterseite sowie aus zehn ge-
wählten oder von den Diözesan-Caritasverbänden be-
stimmten Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus weite-
ren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der 
Dienstgeberseite,

– für die Region Mitte aus zehn gewählten Vertre
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus weiteren ent-
sandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften als Mitglie-
der der Mitarbeiterseite sowie aus zehn gewählten oder 
von den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstgeber-
seite,

– für die Region Baden-Württemberg aus sechs ge-
wählten Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus 
weiteren entsandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften 
als Mitglieder der Mitarbeiterseite sowie aus sechs ge-
wählten oder von den Diözesan-Caritasverbänden be-
stimmten Vertreter(inne)n der Dienstgeber und aus weite-
ren Vertreter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der 
Dienstgeberseite,

– für die Region Bayern aus 14 gewählten Vertre
ter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und aus weiteren ent-
sandten Vertreter(inne)n der Gewerkschaften als Mitglie-
der der Mitarbeiterseite sowie aus 14 gewählten oder von 
den Diözesan-Caritasverbänden bestimmten Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber und aus weiteren Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber als Mitglieder der Dienstgeber-
seite.

(4) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstitu-
ieren sich spätestens zwei Monate und die neu gewählte 
Bundeskommission konstituiert sich spätestens drei Mo-
nate nach Beginn der Amtsperiode.

§ 3 Leitung und Kommissionsgeschäftsstelle

(1) 1Der/Die Präsident(in) des Deutschen Caritasver-
bandes oder in seinem/ihrem Auftrag ein(e) Vizepräsi
dent(in) führt in der Bundeskommission den Vorsitz und 
repräsentiert die Arbeitsrechtliche Kommission nach au-
ßen. 2Der/Die Vorsitzende wirkt auf eine sachgerechte 
Beratung und Beschlussfassung hin. 3Er/Sie hat das 
Recht zur Teilnahme an allen Sitzungen der Arbeitsrecht-
lichen Kommission. 4Das gilt auch für die gemeinsamen 
Sitzungen der Leitungsausschüsse (§ 7 Abs. 6).

(2) Der/Die Vorsitzende der Bundeskommission hat 
kein Stimmrecht und ist zur unparteiischen Amtsführung 
verpflichtet.

(3) 1Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ihre 
Kommission eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) stellvertre
tende(n) Vorsitzende(n). 2Der/Die Vorsitzende und der/die 
stellvertretende Vorsitzende einer Regionalkommission 
werden zu Beginn der Amtsperiode mit der Maßgabe ge-
wählt, dass diese Funktionen abwechselnd von einem/
einer Vertreter(in) der Mitarbeiterseite und der Dienstge-
berseite wahrgenommen werden und die Funktionen 
nach Ablauf der Hälfte der Amtsperiode wechseln. 3Kön-
nen sich die Mitglieder der Regionalkommissionen nicht 
darüber einigen, wer zuerst den Vorsitz übernimmt, ent-
scheidet das Los. 4Beide Seiten der Regionalkommissio-
nen schlagen für die Funktionen des/der Vorsitzenden 
und des/der stellvertretenden Vorsitzenden jeweils ein 
Mitglied vor. 5Die Wahlen erfolgen durch die Mehrheit der 
Gesamtheit der Mitglieder der Regionalkommissionen in 
geheimer Abstimmung; sie werden von der Kommissi-
onsgeschäftsstelle durchgeführt. 6Aufgabe des/der Vor-
sitzenden ist die Leitung der Sitzungen der Regionalkom-
missionen mit Unterstützung des/der stellvertretenden 
Vorsitzenden. 7Bei der konstituierenden Sitzung und bis 
zur Wahl des/der Vorsitzenden leitet das nach Lebens-
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jahren älteste Mitglied die Sitzung. 8Scheidet der/die Vor-
sitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende vorzei-
tig aus dem Amt aus, findet für den Rest der Amtsperiode 
eine Nachwahl statt.

(4) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Ge-
schäftsstelle (Kommissionsgeschäftsstelle); diese kann 
Regionalstellen einrichten. 2Sie wird von dem/der 
Geschäftsführer(in) der Arbeitsrechtlichen Kommission 
geleitet, den/die der/die Präsident(in) bestimmt. 3Die 
Kommissionsgeschäftsstelle übernimmt die laufenden 
Geschäfte der Bundeskommission und der Regionalkom-
missionen im Einvernehmen mit den jeweiligen Vorsitzen-
den. 4Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung, die der/
die Präsident(in) im Einvernehmen mit den Leitungsaus-
schüssen der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite 
erlässt.

(5) 1Das für Personalfragen zuständige Mitglied des 
Vorstands des Deutschen Caritasverbandes hat ein 
Recht zur Teilnahme an den Sitzungen der Bundeskom-
mission. 2Der Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzei-
gen.

§ 4 Gewählte Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) – 
Mitarbeiterseite

(1) 1Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen werden in jedem in dem Gebiet der jewei-
ligen Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie 
im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils zwei Mitglieder, in 
den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
jeweils drei Mitglieder, für einen Zeitraum von vier Jahren 
(Amtsperiode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2) 1Für die Mitarbeiterseite in der Bundeskommission 
wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offizialatsbezirk Ol-
denburg jeweils ein Mitglied für einen Zeitraum von vier 
Jahren (Amtsperiode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich. 
3Das Mitglied der Bundeskommission ist zugleich eines 
der Mitglieder einer Regionalkommission nach Absatz 1.

(3) 1Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/diejenige, des-
sen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richtlinien für 
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Ca-
ritasverbandes regelt und der/die nach der Mitarbeiter-
vertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums das 
passive Wahlrecht besitzt. 2Nicht wählbar ist, wer Mit-
glied des Vorbereitungsausschusses gemäß § 2 oder ei-
nes Wahlvorstands gemäß § 3 der Wahlordnung für die 
Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrecht-
lichen Kommission ist.

(4) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre
ter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 5 Entsandte Vertreter(innen) der Gewerkschaften – 
Mitarbeiterseite

(1) Die Mitwirkung von tariffähigen Arbeitnehmerkoaliti-
onen (Gewerkschaften) auf der Mitarbeiterseite der Ar-
beitsrechtlichen Kommissionen ist gewährleistet.

(2) Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n sind 
Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Regelungs-
bereiche oder Teile der Regelungsbereiche der Bundes- 
oder jeweiligen Regionalkommissionen örtlich und sach-
lich zuständig sind.

(3) 1Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können 
Vertreter(innen) in die Arbeitsrechtliche Kommission ent-
senden. 2Die Anzahl der Vertreter(innen), die von diesen 
Gewerkschaften entsandt werden, richtet sich nach dem 
zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt der Entsen-
dung in den Gewerkschaften zusammengeschlossenen 
kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im örtlichen 
und sachlichen Zuständigkeitsbereich der Bundes- oder 
jeweiligen Regionalkommissionen (Organisationsstärke).

(4) 1Ungeachtet der jeweiligen Organisationsstärke 
wird gewährleistet, dass bei der Bundes- oder den jewei-
ligen Regionalkommissionen mit bis zu zehn Mitgliedern 
der Mitarbeiter(innen) mindestens ein Sitz, mit bis zu 
20  Mitgliedern der Mitarbeiter(innen) mindestens zwei 
Sitze und mit bis zu 30 Mitglieder der Mitarbeiter(innen) 
mindestens drei Sitze für Vertreter(innen) der Gewerk-
schaften vorbehalten werden. 2Weist eine Gewerkschaft 
spätestens sieben Monate vor Beginn einer Amtsperiode 
eine höhere Organisationsstärke als zehn Prozent der 
Mitarbeiter(innen) im Geltungsbereich der Bundes- oder 
der jeweiligen Regionalkommissionen nach, erhöht sich 
die Zahl der Sitze für diese Amtsperiode entsprechend.

(5) Mitwirkungsberechtigte Gewerkschaften können 
daher derzeit nach § 2 Abs. 2 in die Bundeskommission 
bis zu drei Vertreter(innen) und nach § 2 Abs. 3 in die Re-
gionalkommission Nord bis zu einem/einer Vertreter(in), 
in die Regionalkommission Ost bis zu zwei Vertre
ter(innen), in die Regionalkommission Nordrhein-Westfa-
len bis zu einem/einer Vertreter(in), in die Regionalkom-
mission Mitte bis zu einem/einer Vertreter(in), in die Regi-
onalkommission Baden-Württemberg bis zu einem/einer 
Vertreter(in) und in die Regionalkommission Bayern bis 
zwei Vertreter(innen) entsenden.

(6) Eine Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften entfällt, wenn die Mitgliedschaft in der Arbeits-
rechtlichen Kommission von keiner Gewerkschaft bean-
sprucht wird.

(7) Die Entsendung von Vertreter(inne)n der Gewerk-
schaften erfolgt für eine Amtsperiode gemäß § 1 Abs. 7 
vor deren Beginn.

(8) Das Nähere regelt die Entsendeordnung für die Ver
treter(innen) der Gewerkschaften in der Arbeitsrechtli-
chen Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 6 Gewählte und bestimmte Vertreter(innen) der 
Dienstgeber – Dienstgeberseite

(1) 1Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regio-
nalkommissionen wird von den Vertreter(inne)n der 
Rechtsträger in jedem in dem Gebiet der jeweiligen Regi-
onalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie im Offizia-
latsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, in den (Erz-)
Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart jeweils 
zwei Mitglieder für einen Zeitraum von vier Jahren (Amts-
periode) gewählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2) 1Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Landes-
Caritasverband für Oldenburg bestimmt zusätzlich je-
weils ein weiteres Mitglied der Dienstgeberseite in die 
entsprechende Regionalkommission für eine Amtsperio-
de gemäß § 1 Abs. 7 vor deren Beginn. 2Das so bestimm-
te Mitglied koordiniert in Abstimmung mit dem/der nach 
Absatz 1 gewählten Vertreter(in) die Interessen der 
Dienstgeber im Gebiet des jeweiligen Diözesan-Caritas-
verbandes beziehungsweise des Landes-Caritasverban-
des für Oldenburg.
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(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission werden durch die gewählten und bestimm-
ten Mitglieder der Dienstgeberseite aller Regionalkom-
missionen in einer gemeinsamen Wahlversammlung für 
einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Von den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müssen 
mindestens 14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regional-
kommission sein. 3Jede Regionalkommission muss mit 
mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 4Wiederwahl 
ist möglich.

(4) 1Wählbar beziehungsweise bestimmbar als 
Vertreter(in) der Dienstgeber ist derjenige/diejenige, der/
die Mitglied eines Organs eines kirchlich-caritativen 
Rechtsträgers ist, das zur gesetzlichen Vertretung beru-
fen ist, oder der/die leitende(r) Mitarbeiter(in) eines kirchli-
chen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen Caritas-
verbandes nach der Mitarbeitervertretungsordnung des 
jeweiligen (Erz-)Bistums ist. 2Als Vertreter(in) der Dienst-
geber können nur Personen gewählt bzw. bestimmt wer-
den, die bei Anstellungsträgern im Geltungsbereich der 
Grundordnung tätig sind. 3Nicht wählbar beziehungswei-
se bestimmbar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsaus-
schusses nach § 2 oder eines Wahlvorstandes nach § 3 
der Wahlordnung für die Vertreter(innen) der Dienstgeber 
in der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(5) 1Zur Wahrung der Parität werden für die nach § 5 
entsandten Vertreter(innen) der Gewerkschaften in der 
Bundes- und in den Regionalkommissionen weitere Mit-
glieder der Dienstgeberseite in gleicher Zahl in die ent-
sprechenden Bundes- oder Regionalkommissionen ge-
wählt. 2Diese weiteren Mitglieder der Dienstgeberseite 
müssen Mitglied eines Organs eines kirchlichen Rechts-
trägers oder leitende Mitarbeiter(innen) nach der Mitar-
beitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums, 
dem Betriebsverfassungsgesetz oder den Personalver-
tretungsgesetzen des Bundes oder der Länder sein so-
wie die Voraussetzungen des § 6 Abs. 4 Satz 3 AK-Ord-
nung erfüllen.

(6) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die Vertre
ter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission, die Bestandteil dieser Ordnung ist.

§ 7 Leitungsausschüsse

(1) Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht 
aus sieben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen), der Lei-
tungsausschuss der Dienstgeberseite aus sieben Vertre
ter(inne)n der Dienstgeber.

(2) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige Amtspe-
riode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als Leitungs-
ausschuss der Mitarbeiterseite. 2Mindestens vier Mitglie-
der des Leitungsausschusses müssen Mitglieder der 
Bundeskommission sein.

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige Amtspe-
riode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als Leitungs-
ausschuss der Dienstgeberseite. 2Mindestens vier Mit-
glieder des Leitungsausschusses müssen Mitglieder der 
Bundeskommission sein.

(4) 1Die Wahlen zum Leitungsausschuss erfolgen auf 
beiden Seiten anlässlich ihrer jeweils ersten Mitglieder-
versammlung zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode in 
geheimer Abstimmung. 2Zunächst werden in einer ersten 
Wahl vier Mitglieder aus der Bundeskommission gewählt. 

3Anschließend werden in einer zweiten Wahl aus den Mit-
gliedern der Mitgliederversammlung die übrigen Mitglie-
der gewählt. 4Gewählt sind jeweils die Kandidat(inn)en 
mit der jeweils höchsten Stimmenzahl. 5Bei Stimmen-
gleichheit findet zwischen stimmengleichen Personen ei-
ne Stichwahl statt. 6Besteht auch danach Stimmengleich-
heit, entscheidet das Los.

(5) 1Die Leitungsausschüsse konstituieren sich spätes-
tens zwei Monate nach Beginn der Amtsperiode. 2Bis zu 
den Wahlen führen die Mitglieder des Leitungsausschus-
ses der vorherigen Amtsperiode die laufenden Geschäfte 
weiter, soweit sie erneut Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind. 3Sie bereiten insbesondere die erste 
Mitgliederversammlung vor.

(6) 1Die Leitungsausschüsse bereiten gemeinsam die 
Sitzungen der Bundeskommission vor. 2Sie schlagen die 
Tagesordnung vor und erarbeiten Beschlussanträge, die 
zur Entscheidung der Bundeskommission gestellt wer-
den. 3Die Leitungsausschüsse geben sich eine gemein-
same Geschäftsordnung. 4Die Mitglieder des Leitungs-
ausschusses der Mitarbeiter- beziehungsweise der 
Dienstgeberseite, die nicht Mitglieder der Bundeskom-
mission sind, können als Gäste an den Sitzungen der 
Bundeskommission teilnehmen.

(7) 1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Mitarbeiterseite nach 
innen und vertritt sie nach außen auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er organisiert 
insbesondere die Kommunikation auf der Mitarbeiterseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission und ist für die Umset-
zung des Budgets der Mitarbeiterseite sowie für die 
Fachaufsicht über die hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) 
der Mitarbeiterseite verantwortlich.

(8) 1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Dienstgeberseite nach 
innen und vertritt sie nach außen auf der Grundlage der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er organisiert 
insbesondere die Kommunikation auf der Dienstgeber-
seite der Arbeitsrechtlichen Kommission und ist für die 
Umsetzung des Budgets der Dienstgeberseite sowie für 
die Fachaufsicht über die hauptamtlichen Mitarbei
ter(innen) der Dienstgeberseite verantwortlich.

§ 8 Mitgliederversammlungen

(1) 1Auf Bundesebene finden jeweils auf Dienstgeber- 
und auf Mitarbeiterseite Mitgliederversammlungen statt. 
2Sie setzen sich zusammen aus allen Mitgliedern der 
Bundeskommission und der Regionalkommissionen der 
jeweiligen Seite.

(2) Aufgaben der Mitgliederversammlungen sind die 
Wahl des Leitungsausschusses der jeweiligen Seite nach 
§ 7, Wahlen der Vertreter(innen) ihrer Seite, soweit diese 
oder eine andere Ordnung die Vertretung der jeweiligen 
Seite vorsieht, sowie der Beschluss von Grundsätzen des 
tarifpolitischen Vorgehens.

(3) Die Mitgliederversammlungen geben sich jeweils ei-
ne Geschäftsordnung.

§ 9 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds in der Arbeits-
rechtlichen Kommission endet vor Ablauf der Amtsperio-
de
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– durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher Form 
gegenüber dem/der Vorsitzenden der Arbeitsrechtlichen 
Kommission;

– im Falle grober Vernachlässigung oder grober Verlet-
zung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied der Ar-
beitsrechtlichen Kommission.

(2) 1Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Ver-
letzung der Befugnisse und Pflichten nach Absatz 1 ent-
scheidet das Kirchliche Arbeitsgericht. 2Voraussetzung 
ist im Hinblick auf ein Mitglied der Bundeskommission 
ein Antrag der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission, im Hinblick auf ein Mitglied einer Regional-
kommission ein Antrag der jeweiligen Regionalkommissi-
on.

(3) Die Mitgliedschaft der gewählten und bestimmten 
Mitglieder in der Arbeitsrechtlichen Kommission endet 
vor Ablauf der Amtsperiode außerdem

– bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die Wähl-
barkeit beziehungsweise Bestimmbarkeit nach § 4 Abs. 3, 
§ 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5;

– für gewählte Mitglieder der Mitarbeiterseite durch 
Ausscheiden des Mitglieds aus dem kirchlichen Dienst in 
der (Erz-)Diözese, in der das Mitglied gewählt wurde,

– für gewählte beziehungsweise bestimmte Mitglieder 
der Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen 
durch Ausscheiden des gewählten beziehungsweise be-
stimmten Mitglieds aus dem kirchlichen Dienst in der 
(Erz-)Diözese, in der das Mitglied gewählt oder für die es 
bestimmt wurde,

– für gewählte Mitglieder der Dienstgeberseite der 
Bundeskommission durch Ausscheiden des gewählten 
Mitglieds aus dem kirchlichen Dienst.

(4) Den Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbar-
keit nach § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 4 und § 6 Abs. 5 stellt der 
jeweilige Leitungsausschuss für die Mitglieder der jeweili-
gen Seite fest.

(5) Die Mitgliedschaft der entsandten Mitglieder in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet vor Ablauf der 
Amtsperiode außerdem in den Fällen, die in der Entsende
ordnung geregelt sind.

(6) 1Ist ein gewähltes beziehungsweise bestimmtes 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission durch Krank-
heit oder in sonstiger Weise längerfristig an der Aus-
übung des Amtes verhindert, kann der/die Vorsitzende 
der Arbeitsrechtlichen Kommission diese Verhinderung 
des Mitglieds feststellen. 2Dazu ist nach Möglichkeit das 
Mitglied durch den/die Vorsitzende(n) anzuhören. 3Für 
den Zeitraum der Verhinderung wird dann ein Ersatzmit-
glied bestimmt. 4Dies erfolgt für gewählte Mitglieder der 
Mitarbeiterseite entsprechend § 4 Abs. 3 in Verbindung 
mit § 7 Wahlordnung Mitarbeiterseite beziehungsweise 
für die entsandten Mitglieder der Mitarbeiterseite nach § 
6 Entsendeordnung Gewerkschaften, für Mitglieder der 
Dienstgeberseite entsprechend § 6 Abs. 4 beziehungs-
weise § 6 Abs. 5 in Verbindung mit § 9 der Wahlordnung 
Dienstgeberseite. 5Das Ersatzmitglied nimmt ab dem 
Zeitpunkt seiner Bestimmung alle Rechte und Pflichten 
eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kommission wahr. 
6Teilt das Mitglied den Wegfall seiner Verhinderung 
schriftlich mit, stellt der/die Vorsitzende das Ende der 
Verhinderung fest. 7Damit endet die Amtszeit des Ersatz-
mitglieds. 8Scheidet das Mitglied endgültig aus, rückt das 
Ersatzmitglied an seine Stelle.

(7) Die Mitgliedschaft eines gewählten beziehungswei-
se bestimmten Mitglieds in der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission endet im Falle einer dienstgeberseitigen Kündi-
gung erst, wenn das Arbeitsgericht rechtskräftig die 
Wirksamkeit der Kündigung festgestellt hat.

§ 10 Beratung beider Seiten

(1) 1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite ha-
ben jeweils eigene Geschäftsstellen. 2Diese sind mit eige-
nen, insbesondere im Tarif- und Arbeitsrecht kundigen 
Personen besetzt, die nicht Mitglied der Kommission sind 
und die beim Deutschen Caritasverband e. V. in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen. 3Entscheidungen über 
diese Dienstverhältnisse erfolgen im Einvernehmen mit 
der jeweiligen Seite. 4In Ausnahmefällen können in den 
jeweiligen Geschäftsstellen auch Personen auf Honorar-
basis tätig werden.

(2) Die Geschäftsstellen beraten und unterstützen die 
Mitglieder der jeweiligen Seite der Bundeskommission 
und der Regionalkommissionen bei der Beschlussfas-
sung und die jeweiligen Leitungsausschüsse bei deren 
Aufgaben.

(3) Die Personen können mit Zustimmung der jeweili-
gen Seiten beratend an den Sitzungen der Kommissio-
nen und der Ausschüsse sowie den internen Beratungen 
teilnehmen.

§ 11 Rechtsstellung der Mitglieder, Freistellung und 
Kostenersatz

(1) 1Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion steht die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied 
der Kommission der arbeitsvertraglich vereinbarten Tä-
tigkeit im Rahmen ihres Dienstverhältnisses beziehungs-
weise der Tätigkeit als Mitglied eines Organs eines kirch-
lichen Rechtsträgers im Bereich des Deutschen Caritas-
verbandes gleich. 2Die Tätigkeit nach dieser Ordnung ist 
Dienst im Sinne von beamtenrechtlichen Unfallfürsorge-
bestimmungen.

(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind in der Ausübung ihres Amtes zu unterstützen und 
dürfen dabei weder behindert noch aufgrund ihrer Tätig-
keit benachteiligt oder begünstigt werden.

(3) 1Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbei-
terseite der Arbeitsrechtlichen Kommission in notwendi-
gem Umfang zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer 
Aufgaben ohne Minderung der Bezüge und des Erho-
lungsurlaubs von ihren dienstlichen Aufgaben freizustel-
len. 2Zu den Aufgaben gehört auch die Pflege einer ange-
messenen Rückbindung zu denen, die sie repräsentieren. 
3Die Freistellung enthält den Anspruch auf Reduzierung 
der dienstlichen Aufgaben und erfolgt bis zum Ablauf der 
jeweiligen Amtsperiode. 4Für die Mitglieder der Dienstge-
berseite erfolgt grundsätzlich anstelle der Freistellungen 
jeweils ein pauschalierter Kostenersatz an den jeweiligen 
Anstellungsträger. 5Über die Höhe der Pauschale ent-
scheidet der Caritasrat und teilt dies der Arbeitsrechtli-
chen Kommission mit.

(4) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regional-
kommissionen sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 30 v. H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer 
Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder der 
Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen beträgt 
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der pauschalierte Kostenersatz für den Anstellungsträger 
jeweils bis zu 20 v. H. der durchschnittlichen regelmäßi-
gen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weite-
re 10 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-
zeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget 
der Dienstgeberseite zugerechnet. 4Für den/die Vor
sitzende(n) und den/die stellvertretende(n) Vorsitzende(n) 
der Regionalkommissionen nach § 3 Abs. 3 erhöht sich 
der Freistellungsumfang beziehungsweise der pauscha-
lierte Kostenersatz um weitere 5 v. H. der durchschnittli-
chen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbe-
schäftigten.

(5) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Bundes-
kommission sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 20 v. H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer 
Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder der 
Dienstgeberseite in der Bundeskommission beträgt der 
pauschalierte Kostenersatz für den Anstellungsträger je-
weils bis zu 10 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen 
Arbeitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 
10  v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
eines/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der 
Dienstgeberseite zugerechnet.

(6) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite im Leitungsaus-
schuss sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 25 v. H. der durch-
schnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/einer Voll-
zeitbeschäftigten freizustellen. 2Für die Mitglieder der 
Dienstgeberseite im Leitungsausschuss beträgt der pau-
schalierte Kostenersatz für den Anstellungsträger jeweils 
bis zu 20 v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Ar-
beitszeit eines/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 5 
v. H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der 
Dienstgeberseite zugerechnet.

(7) 1Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr 
Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies gilt auch bei 
Stimmrechtsübertragungen.

(8) 1Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission gelten die Schutzbestimmun-
gen, wie sie für Mitglieder der Mitarbeitervertretungen 
nach der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen 
(Erz-)Bistums gelten. 2Dies gilt ebenfalls innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung der Amtszeit, es sei denn, die 
Mitgliedschaft ist nach § 9 vorzeitig beendet worden.

§ 12 Arbeitsweise

(1) 1Die Bundeskommission, die Regionalkommissio-
nen, die Leitungsausschüsse und die Mitgliederver-
sammlungen treten bei Bedarf zusammen. 2Eine Sitzung 
hat außerdem stattzufinden, wenn dies von der Hälfte der 
Mitglieder des jeweiligen Gremiums schriftlich und unter 
Angabe von Gründen verlangt wird.

(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung 
hat für die Sitzungen der Bundes- und der Regionalkom-
missionen in der Regel drei Wochen vor dem Sitzungster-
min zu erfolgen.

(3) 1Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf ein 
anderes Mitglied zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich 
nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 
3Die Übertragung des Stimmrechtes ist dem/der Vorsit-

zenden in Textform über die Kommissionsgeschäftsstelle 
nachzuweisen.

(4) 1Anträge an die jeweiligen Kommissionen können 
nur deren Mitglieder stellen. 2Abweichend hiervon wer-
den Anträge nach § 14 von der (Gesamt-)Mitarbeiterver-
tretung oder dem Dienstgeber oder von beiden gemein-
sam gestellt.

(5) 1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Es können 
Sachverständige hinzugezogen werden.

(6) Die Leitungsausschüsse, die Mitgliederversamm-
lungen und die Bundeskommission sowie die Regional-
kommissionen geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung.

§ 13 Zuständigkeiten der Bundeskommission und der 
Regionalkommissionen

(1) 1Die Bundeskommission ist örtlich und sachlich 
bundesweit umfassend zuständig mit Ausnahme der Be-
reiche, die ausschließlich den Regionalkommissionen zu-
gewiesen sind. 2In den ausschließlich den Regionalkom-
missionen zugewiesenen Bereichen bestehen Bandbrei-
ten; sie betragen für die Festlegung der Höhe aller Vergü-
tungsbestandteile von den mittleren Werten 15 v. H. Dif-
ferenz nach oben und nach unten, für die Festlegung des 
Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs 
des Erholungsurlaubs von den mittleren Werten 10 v. H. 
Differenz nach oben und nach unten. 3Die Bundeskom-
mission legt die mittleren Werte fest. 4Die Bundeskom-
mission kann die Geltung der mittleren Werte zeitlich be-
fristen. 5Nach Ablauf des Geltungszeitraums besteht für 
die Regionalkommissionen keine Möglichkeit, neue Wer-
te zur Höhe der Vergütungsbestandteile, zum Umfang 
der regelmäßigen Arbeitszeit und zum Umfang des Erho-
lungsurlaubs zu beschließen. 6Es gelten die zu diesem 
Zeitpunkt gültigen Werte der Regionalkommission unver-
ändert fort. 7Beschlüsse nach § 14 sind weiterhin zuläs-
sig. 8Die Bandbreiten gelten nicht für Beschlüsse nach 
§ 14.

(2) Die Regionalkommissionen sind örtlich zuständig 
für die Einrichtungen ihrer Region, und zwar

– die Regionalkommission Nord für das Gebiet der 
Bistümer Hildesheim und Osnabrück sowie den Offizia-
latsbezirk Oldenburg;

– die Regionalkommission Ost für das Gebiet der (Erz-)
Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Ham-
burg und Magdeburg;

– die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen für 
das Gebiet der (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (ohne den Offizialatsbezirk Oldenburg) und Pa-
derborn;

– die Regionalkommission Mitte für das Gebiet der 
Bistümer Fulda, Limburg, Mainz, Speyer und Trier;

– die Regionalkommission Baden-Württemberg für das 
Gebiet der (Erz-)Bistümer Freiburg und Rottenburg-Stutt-
gart;

– die Regionalkommission Bayern für das Gebiet der 
(Erz-)Bistümer Augsburg, Bamberg, Eichstätt, München 
und Freising, Passau, Regensburg und Würzburg.

(3) 1Die Regionalkommissionen sind sachlich aus-
schließlich zuständig für die Festlegung der Höhe aller 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs. 2Da-
bei haben sie die nach Absatz 1 festgelegten Bandbrei-
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ten einzuhalten. 3Fasst die Bundeskommission nach Auf-
forderung durch den Beschluss einer Regionalkommissi-
on nicht innerhalb von sechs Monaten einen Beschluss 
zur Festsetzung eines mittleren Wertes, kann die Regio-
nalkommission einen eigenen Beschluss nach Absatz 3 
Satz 1 fassen. 4Beschlüsse einer Regionalkommission, 
die außerhalb der festgelegten Bandbreite liegen, sind als 
Beschluss der äußersten als zulässig festgelegten Band-
breite auszulegen.

(4) 1Die Regionalkommissionen können zudem Rege-
lungen der Beschäftigungssicherung beschließen. 2So-
weit diese Regelungen im Widerspruch zu Regelungen 
der Bundeskommission stehen, gehen die Regelungen 
der Regionalkommissionen vor.

(5) Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss bei der Bundeskommission beantragen, von ei-
ner festgelegten Bandbreite abweichen zu dürfen.

(6) 1Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss eigene Regelungszuständigkeiten zeitlich befris-
tet an die Bundeskommission übertragen, die Bundes-
kommission kann durch Beschluss eigene Regelungszu-
ständigkeiten zeitlich befristet an eine oder mehrere Re-
gionalkommissionen übertragen. 2Erfolgt ein solcher Be-
schluss, bedarf die Übertragung der Zustimmung durch 
die Kommissionen, die diese Zuständigkeiten erhalten.

(7) 1Die Regionalkommissionen können durch Be-
schluss die Bundeskommission auffordern, in einer der 
Bundeskommission zugeordneten Regelungszuständig-
keit einen Beschluss zu fassen, wenn sie dazu einen ei-
genen Regelungsvorschlag vorlegen. 2Fasst die Bundes-
kommission nicht innerhalb von sechs Monaten einen 
Beschluss mit dieser oder einer anderen Regelung, kann 
die Regionalkommission anstelle der Bundeskommission 
einen eigenen Beschluss fassen. 3Dies gilt auch für den 
Fall, dass die Bundeskommission nach Aufforderung 
durch Beschluss einer Regionalkommission keine mittle-
ren Werte für die Höhe der Vergütungsbestandteile, des 
Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs 
des Erholungsurlaubs innerhalb von sechs Monaten fest-
legt; dann kann die Regionalkommission die Höhe der 
Vergütungsbestandteile, den Umfang der regelmäßigen 
Arbeitszeit und den Umfang des Erholungsurlaubs ohne 
mittlere Werte verändern. 4Fasst die Bundeskommission 
nach Ablauf von sechs Monaten einen Beschluss ent-
sprechend dem Regelungsvorschlag der Regionalkom-
mission oder mit einer anderen Regelung, erlischt die Be-
schlusskompetenz der Regionalkommission. 5Soweit die 
von der Regionalkommission beschlossenen Regelungen 
im Widerspruch zu späteren Beschlüssen der Bundes-
kommission stehen, gehen die Regelungen der Bundes-
kommission vor. 6Dabei hat die Bundeskommission eine 
Übergangsregelung festzulegen. 7Soweit diese Über-
gangsregelung nicht erfolgt, gelten die Beschlüsse der 
Regionalkommission weiter.

(8) Die Bundeskommission und die Regionalkommissi-
onen haben auch eine Zuständigkeit für spartenspezifi-
sche Regelungen.

§ 14 Einrichtungsspezifische Regelungen

(1) 1Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder 
Dienstgeber oder beide gemeinsam können für die Ge-
samtheit der Einrichtungen eines Trägers, für eine Ein-
richtung oder für Teile einer Einrichtung einen schriftlich 
zu begründenden Antrag an die zuständige Regional-

kommission stellen, von den durch die Regionalkommis-
sion festgelegten Regelungen abzuweichen. 2Zur Be-
gründung hat der Antragsteller geeignete Unterlagen vor-
zulegen. 3Bei Anträgen einer (Gesamt-)Mitarbeitervertre-
tung reicht eine substantiierte Darstellung aus. 4Die Regi-
onalkommission kann von dem Dienstgeber der Einrich-
tung geeignete Unterlagen anfordern.

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen 
eines Trägers betreffen, die im Zuständigkeitsbereich von 
mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in Abwei-
chung von § 13 Abs. 2 die Regionalkommission zustän-
dig, in der der Träger seinen Sitz hat.

(3) 1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine 
Unterkommission der Regionalkommission (Absatz 4) in-
nerhalb von drei Monaten durch Beschluss. 2Soweit sie 
Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu befristen. 
3Die Frist nach Satz 1 beginnt mit der Feststellung der 
Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen durch die 
Geschäftsstelle.

(4) 1Für Anträge nach Absatz 1 werden Unterkommissi-
onen der Regionalkommission eingerichtet. 2Die Unter-
kommissionen werden aus Mitgliedern der Regionalkom-
mission besetzt. 3Sie bestehen aus zwei Vertreter(inne)n 
der Mitarbeiter(innen) und zwei Vertreter(inne)n der 
Dienstgeber. 4Die Regionalkommission kann eine Erhö-
hung auf jeweils drei Vertreter(innen) jeder Seite beschlie-
ßen. 5Die Besetzung und das Verfahren regelt die Regio-
nalkommission. 6Ein Mitglied der Unterkommission wird 
von den Mitgliedern dieser Unterkommission zum/zur 
Vorsitzenden, ein anderes Mitglied zum/zur stellvertre-
tenden Vorsitzenden bestimmt. 7Die Anstellungsträger 
der Mitglieder der Unterkommission sollen nicht in einem 
unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zur antragstellenden 
Einrichtung stehen. 8Die Mitglieder der Unterkommission 
führen Gespräche mit der betroffenen (Gesamt-)Mitarbei-
tervertretung und dem betroffenen Dienstgeber. 9Sie 
können Sachverständige hinzuziehen.

(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommissi-
on zu dem Antrag einen einstimmigen Beschluss oder ei-
nen Beschluss mit der Mehrheit von drei Viertel der Mit-
glieder der Unterkommission oder wird der Antrag ein-
stimmig oder mit drei Viertel der Mitglieder der Unter-
kommission abgelehnt, ist ihre Entscheidung abschlie-
ßend.

(6) 1Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der Re-
gionalkommission nicht die erforderliche Mehrheit, 
stimmt ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder der Unter-
kommission zu oder entscheidet die Unterkommission 
der Regionalkommission aus Gründen, die der Antrag-
steller nicht zu vertreten hat, nicht innerhalb von drei Mo-
naten über den Antrag, kann der Antragsteller innerhalb 
eines Monats ein Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 
einleiten. 2Die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
beendet das Verfahren vor der Unterkommission.

(7) Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach 
dieser Bestimmung kann von dem betroffenen Dienstge-
ber eine Beratungsgebühr und/oder eine Beschlussge-
bühr erhoben werden; Grundlage ist eine Gebührenord-
nung, die der Caritasrat des Deutschen Caritasverbandes 
auf Antrag des/der Vorsitzenden der Bundeskommission 
erlässt.

(8) 1Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der 
Vermittlungsausschuss nach § 19 Abs. 1 tätig. 2Wer be-
reits gegen Entgelt als Sachverständiger in dem Verfah-
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ren in der Unterkommission im Sinne des Abs. 4 Satz 9 
tätig war, kann nicht Mitglied des Vermittlungsausschus-
ses sein. 3Dieser entscheidet, abweichend von § 18 
Abs. 4, durch Spruch mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 
4Eine Stimmenthaltung ist nicht möglich. 5Der Spruch tritt 
an die Stelle eines Beschlusses der Unterkommission der 
Regionalkommission. 6§ 18 Abs. 2 und 3 gelten entspre-
chend. 7Entscheidet der Vermittlungsausschuss nicht 
binnen eines Monats, wird die Fälligkeit der anzuwenden-
den Regelungen insoweit aufgeschoben, wie eine Abwei-
chung im Vermittlungsverfahren beantragt wird. 8Die 
Obergrenze ist der ursprünglich gestellte Antrag.

(9) Wird im Vermittlungsausschuss die Befangenheit 
eines Mitglieds des Vermittlungsausschusses festge-
stellt, rückt das Mitglied der jeweiligen Seite aus dem er-
weiterten Vermittlungsausschuss nach.

§ 15 Ausschüsse

(1) 1Die Kommissionen können zur Behandlung be-
stimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 2Diese berei-
ten die Beschlüsse der Kommissionen vor.

(2) Das Nähere regeln die Geschäftsordnungen der 
Kommissionen.

§ 16 Beschlüsse

(1) 1Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen 
über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienstver-
hältnissen sowie Beschlüsse der Kommissionen nach § 9 
Abs. 2 bedürfen jeweils einer Mehrheit von drei Viertel ih-
rer Mitglieder. 2Dies gilt nicht für Sprüche nach § 18 
Abs. 7.

(2) 1Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen be-
dürfen der Mehrheit ihrer Mitglieder. 2Sonstige Beschlüs-
se sind auch Beschlüsse nach § 13 Abs. 6.

(3) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine 
mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können Be-
schlüsse der Kommissionen durch schriftliche Stimmab-
gabe herbeigeführt werden. 2Sie bedürfen der Einstim-
migkeit. 3Über die Einleitung des schriftlichen Verfahrens 
entscheidet der/die Vorsitzende der jeweiligen Kommissi-
on. 4Das Ergebnis der schriftlichen Stimmabgabe wird 
von der Geschäftsstelle festgestellt und den jeweiligen 
Kommissionsmitgliedern schriftlich mitgeteilt.

(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission findet 
eine Beschlussfassung in geheimer Abstimmung statt.

§ 17 Ältestenrat

(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Viertel 
der Mitglieder der Bundeskommission, stimmt jedoch 
mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder dem Beschluss zu, 
kann innerhalb von einem Monat mindestens die Hälfte 
der Mitglieder der Bundeskommission durch Antrag den 
Ältestenrat anrufen, der durch die Erarbeitung eines Ver-
mittlungsvorschlages auf eine gütliche Einigung hinwir-
ken soll.

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der 
Vorsitzenden der Bundeskommission, der/die dem Ältes-
tenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der Mitarbeiter-
seite und der Dienstgeberseite, die jeweils von beiden 
Seiten der Bundeskommission benannt werden, und 
dem/der Geschäftsführer(in).

(3) Die Regionalkommissionen können in ihren Ge-
schäftsordnungen ein entsprechendes Verfahren vorse-
hen.

§ 18 Vermittlungsverfahren

(1) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach 
§ 17 Abs. 1 oder anstelle eines solchen Verfahrens kann 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der Bundeskommis-
sion innerhalb von einem Monat durch Antrag den Ver-
mittlungsausschuss zur Vorlage eines Vermittlungsvor-
schlags anrufen (Vermittlungsverfahren erste Stufe). 2Die 
Mitglieder der Bundeskommission, die nicht für den An-
trag gestimmt haben, haben die Möglichkeit, schriftlich 
Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, Gegenvorstel-
lungen und eigene Forderungen einzubringen, soweit 
dies nicht bereits geschehen ist.

(2) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermitt-
lungsausschusses erfolgen durch die beiden Vorsitzen-
den. 2Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden 
Vorsitzenden oder ihrer Stellvertreter(innen) statt. 3Für je-
des Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn des 
Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festge-
legt, welche(r) der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach 
pflichtgemäßem Ermessen leitet und welche(r) unterstüt-
zend teilnimmt. 4Kommt keine solche einvernehmliche 
Festlegung zustande, entscheidet das Los. 5Der/Die lei-
tende Vorsitzende kann im Benehmen mit dem/der wei-
teren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen.

(3) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss nach Beratungen einen gemeinsamen 
Vorschlag. 2Bei der Abstimmung über diesen Vorschlag 
haben die beiden Vorsitzenden eine einzige gemeinsame 
Stimme. 3Auch andere Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses können Vorschläge unterbreiten. 4Werden sie 
zur Abstimmung gestellt, gilt Satz 2 entsprechend.

(4) 1Das Vermittlungsverfahren erster Stufe wird durch 
den Vermittlungsausschuss mit einem Vermittlungsvor-
schlag oder mit der Feststellung abgeschlossen, keinen 
Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 2Einem 
Vermittlungsvorschlag muss die Mehrheit der stimmbe-
rechtigten Mitglieder des Vermittlungsausschusses zu-
stimmen. 3Der Vermittlungsausschuss legt den Vermitt-
lungsvorschlag der jeweiligen Kommission zur Entschei-
dung vor. 4Wird dem Vermittlungsvorschlag nicht zuge-
stimmt, bleibt es bei der bisherigen Rechtslage.

(5) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsver-
fahren erster Stufe nach Absatz 1 kann mindestens die 
Hälfte der Mitglieder der Bundeskommission durch An-
trag den erweiterten Vermittlungsausschuss anrufen (Ver-
mittlungsverfahren zweiter Stufe). 2Die Mitglieder der 
Bundeskommission, die nicht für den Antrag gestimmt 
haben, haben die Möglichkeit, schriftlich Stellung zu neh-
men, sich zu positionieren, Gegenvorstellungen und eige-
ne Forderungen einzubringen, soweit dies nicht bereits 
geschehen ist.

(6) Für das Vermittlungsverfahren zweiter Stufe gelten 
die Absätze 2 und 3 entsprechend.

(7) 1Der erweiterte Vermittlungsausschuss hat durch 
Spruch zu entscheiden. 2Der Spruch hat eine Regelung 
zu enthalten. 3Der erweiterte Vermittlungsausschuss ent-
scheidet mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 4Eine Stimm-
enthaltung ist nicht zulässig. 5Stellen die Vorsitzenden im 
Vermittlungsverfahren zweiter Stufe fest, dass sie sich 
nicht einigen können, kann auf Antrag eines Mitglieds 
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des erweiterten Vermittlungsausschusses einschließlich 
der Vorsitzenden durch Losverfahren bestimmt werden, 
welcher/welche der beiden Vorsitzenden bei der Abstim-
mung über den Vorschlag das Stimmrecht ausübt. 6Er-
hält der Vorschlag in der Abstimmung die erforderliche 
Mehrheit, wird er zum Spruch des erweiterten Vermitt-
lungsausschusses. 7Der Spruch tritt an die Stelle eines 
Beschlusses der Bundeskommission. 8Die Vorsitzenden 
teilen das Ergebnis zeitnah der jeweiligen Kommission 
mit.

(8) 1Die Bundeskommission kann innerhalb eines Mo-
nats nach der Bekanntgabe den Spruch des Vermitt-
lungsausschusses mit der Mehrheit ihrer Mitglieder durch 
einen eigenen Beschluss ersetzen. 2Erst nach Ablauf die-
ser Frist ist der Spruch des erweiterten Vermittlungsaus-
schusses nach § 21 in Kraft zu setzen.

(9) Für die Regionalkommissionen gilt § 18 entspre-
chend.

(10) Der Vermittlungsvorschlag oder der Spruch eines 
Vermittlungsausschusses einer Kommission haben die 
örtlichen und sachlichen Regelungszuständigkeiten ihrer 
jeweiligen Kommission nach § 13 einzuhalten.

§ 19 Vermittlungsausschuss

(1) 1Der Vermittlungsausschuss nach § 18 Abs. 1 setzt 
sich unter Wahrung der Parität zusammen aus je einem/
einer Vorsitzenden der beiden Seiten, der/die nicht Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist, je einem 
Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite 
der Bundeskommission sowie je einem Mitglied der Mit-
arbeiterseite und Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission ist. 2Der/Die Vorsitzende 
der beiden Seiten hat jeweils eine(n) Stellvertreter(in), der/
die bei Verhinderung des/der Vorsitzenden tätig wird.

(2) Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 18 
Abs. 5 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des Ver-
mittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus je einem 
weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstge-
berseite der Bundeskommission sowie je einem weiteren 
Mitglied der Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, 
das nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(3) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses und 
des erweiterten Vermittlungsausschusses werden zu Be-
ginn der jeweiligen Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen 
Kommission gewählt. 2Die beiden Vorsitzenden des Ver-
mittlungsausschusses und ihre Stellvertreter(innen) wer-
den in einem gemeinsamen Wahlgang durch geheime 
Abstimmung von den Mitgliedern der Bundeskommission 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt; die Wahl wird 
von der Kommissionsgeschäftsstelle vorbereitet und 
durchgeführt. 3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen 
diese Mehrheit nicht zustande, reicht im dritten Wahl-
gang die einfache Mehrheit der Stimmen. 4Wird auch die-
se nicht erreicht, wählen die Dienstgeber- und die Mitar-
beiterseite getrennt je eine(n) Vorsitzende(n) mit mindes-
tens der Mehrheit ihrer Stimmen. 5Die übrigen Mitglieder 
des Vermittlungsausschusses werden jeweils von den 
beiden Seiten der Bundeskommission mit der Mehrheit 
ihrer Mitglieder gewählt.

(4) 1Die Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
dürfen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein oder keinem vertretungsberechtigten Leitungsorgan 
eines kirchlichen Rechtsträgers angehören, der in den 
Geltungsbereich der Kommission fällt. 2Sie sollen der ka-

tholischen Kirche angehören und über fundierte Kennt-
nisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht verfügen. 3Sie 
dürfen nicht in der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern 
zustehenden Rechte behindert sein und müssen die Ge-
währ dafür bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche 
Gemeinwohl eintreten.

(5) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses einschließlich der Vorsitzenden und ihrer 
Stellvertreter(innen) beginnt mit ihrer Wahl und endet mit 
dem Ablauf der Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission gemäß § 1 Abs. 7. 2Wiederwahl ist zulässig. 3Die 
Amtszeit eines Mitglieds endet vorzeitig, wenn es von 
seinem Amt im Vermittlungsausschuss zurücktritt, wenn 
es als Mitglied der Bundeskommission vorzeitig aus der 
Bundeskommission ausscheidet oder wenn es dauerhaft 
krankheitsbedingt oder aus anderen Gründen an der 
Wahrnehmung des Amtes verhindert ist. 4Die dauerhafte 
Verhinderung ist durch den/die Vorsitzende(n) der Ar-
beitsrechtlichen Kommission festzustellen. 5Dann findet 
für den Rest der Amtszeit eine erneute Wahl statt.

(6) 1Eine Stimmrechtsübertragung ist für Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende(r) oder 
Stellvertreter(in) sind, möglich. 2Ein Mitglied des Vermitt-
lungsausschusses kann zusätzlich nicht mehr als ein 
übertragenes Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung 
des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle in Textform 
nachzuweisen.

(7) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind 
nur an ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies gilt 
auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(8) Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermitt-
lungsausschusses, die nicht Mitglieder der Arbeitsrechtli-
chen Kommission sind, erhalten eine angemessene Auf-
wandsentschädigung, deren Höhe der/die Vorsitzende 
der Bundeskommission festlegt.

(9) Für die Regionalkommissionen gilt § 19 entspre-
chend.

§ 20 Ergänzende Vermittlungsverfahren

Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungs-
verfahren in ihren Geschäftsordnungen festlegen oder für 
den Einzelfall beschließen.

§ 21 Inkrafttreten der Beschlüsse

(1) Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) sind 
durch die Kommissionsgeschäftsstelle dem/der jeweili-
gen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu unter-
zeichnen.

(2) 1Beschlüsse der Bundeskommission werden da-
nach von der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission allen (Erz-)Diözesen zur Inkraftsetzung zu-
geleitet. 2Beschlüsse der Regionalkommissionen werden 
von der Geschäftsführung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission nur denjenigen (Erz-)Diözesen zur Inkraftsetzung 
zugeleitet, die von dem Inhalt des Beschlusses regional 
erfasst werden (vgl. § 13 Abs. 2 AK-Ordnung). 3Diese Be-
schlüsse sind stets schriftlich zu erläutern.

(3) 1Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) in 
Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen kirchenrecht-
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liche Normen oder gegen Vorgaben der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre verstößt, so legt er innerhalb 
von sechs Wochen nach Zugang des Beschlusses unter 
Angabe der Gründe bei der Geschäftsführung der Ar-
beitsrechtlichen Kommission Einspruch ein. 2Dabei kön-
nen Gegenvorschläge unterbreitet werden.

(4) Wird bis zum Ablauf einer Frist von sechs Wochen 
nach Zugang des Beschlusses bei der (Erz-)Diözese kein 
Einspruch erhoben, sind die Beschlüsse vom Diözesan-
bischof in Kraft zu setzen und im Amtsblatt der (Erz-)Diö-
zese zu veröffentlichen.

(5) 1Im Falle eines Einspruchs berät die Arbeitsrechtli-
che Kommission (Bundeskommission bzw. Regional-
kommissionen) die Angelegenheit nochmals. 2Fasst sie 
einen neuen Beschluss oder bestätigt sie ihren bisheri-
gen Beschluss, so leitet sie diesen dem Diözesanbischof 
zur Inkraftsetzung zu.

(6) 1Sieht sich ein Diözesanbischof weiterhin nicht in 
der Lage, den bestätigten oder geänderten Beschluss 
der Arbeitsrechtlichen Kommission (Bundeskommission 
bzw. Regionalkommissionen) in Kraft zu setzen, so gilt er 
in der entsprechenden (Erz-)Diözese nicht. 2Stimmt der 
Diözesanbischof dem bestätigten oder geänderten Be-
schluss zu, wird der Beschluss zeitnah in Kraft gesetzt 
und alsbald in den diözesanen Amtsblättern veröffent-
licht.

(7) Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen zu-
sätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröf-
fentlicht werden.

§ 22 Kostenersatz

(1) Die Kosten der Arbeitsrechtlichen Kommission wer-
den vom Deutschen Caritasverband aus Mitgliedsbeiträ-
gen, die im Rahmen einer Umlage der Diözesan-Caritas-
verbände und des Landes-Caritasverbandes für Olden-
burg erhoben werden, getragen.

(2) Zu den Kosten gehören insbesondere

– die Kosten für die durch eine Freistellung eines Ver-
treters/einer Vertreterin der Mitarbeiter(innen) dem jewei-
ligen Anstellungsträger entstehenden Personalkosten 
und für die durch eine Erstattung für eine(n) Vertreter(in) 
der Dienstgeber entstehenden pauschalierten Personal-
kosten;

– die Kosten aller Sitzungen der Arbeitsrechtlichen 
Kommission und ihrer Ausschüsse, der Ältestenräte so-
wie der Vermittlungsausschüsse;

– die Reisekosten (Fahrt, Unterkunft und Verpflegung 
sowie Sachkosten) der Mitglieder dieser Gremien anläss-
lich ihrer Sitzungen sowie anderer Tätigkeiten für die Ar-
beitsrechtliche Kommission;

– die Kosten der Geschäftsstellen der Mitarbeiterseite 
und der Dienstgeberseite sowie der Kommissionsge-
schäftsstelle mit den jeweiligen Personal- und Sachkos-
ten;

– die einem/einer Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) als 
Mitglied der Kommission entstehenden notwendigen 
Sachkosten;

– die Kosten für Schulungsveranstaltungen, soweit 
diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in der Kom-
mission erforderlich sind;

– die für die Durchführung des Verfahrens vor den 
kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen Auslagen der 
Verfahrensbeteiligten;

– weitere notwendige Kosten, die die Arbeitsrechtliche 
Kommission, die Mitarbeiter- oder Dienstgeberseite nach 
anderen Vorschriften zu tragen hat;

– die Kosten der zentralen Schlichtungsstelle.

(3) Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Lan-
des-Caritasverband für Oldenburg anfallenden Mitglieds-
beiträge für die Kosten der Arbeitsrechtlichen Kommissi-
on werden von jedem Verband in einem geeigneten Ver-
fahren auf die Mitglieder des jeweiligen Verbandsbereichs 
umgelegt.

(4) Die durch die Entsendung von Vertreter(inne)n der 
Gewerkschaften anfallenden Personal- und Sachkosten 
trägt die jeweilige Gewerkschaft.

§ 23 Budgetausschuss

1Es wird ein Budgetausschuss gebildet. 2Ihm gehören 
mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission an. 3Der Budgetausschuss bewertet die tat-
sächliche Verwendung der Finanzmittel und erarbeitet 
Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen Caritas-
verbandes über die Höhe des Budgets, das die Delegier-
tenversammlung auf Empfehlung des Vorstands festlegt. 
4Das Nähere regelt eine vom Vorstand des Deutschen 
Caritasverbandes erlassene Ordnung.

§ 24 Schlussbestimmungen

1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 2Für 
die laufende Amtsperiode der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission bis 31. Dezember 2016 gilt die Ordnung in der 
Fassung vom 1. Januar 2014.

Wahlordnung der Mitarbeiterseite 
gemäß § 4 Abs. 4 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 

Kommission des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 4 Abs. 4 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl der Vertre
ter(innen) der Mitarbeiter(innen) in den Regionalkommis-
sionen und in der Bundeskommission der Arbeitsrechtli-
chen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) 
in den Regionalkommissionen und in der Bundeskom-
mission leitet ein Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), 
der aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den Mitglie-
dern der Mitarbeiterseite in der Bundeskommission ge-
wählt. 3Die Mitglieder des Ausschusses müssen die Vor-
aussetzungen des § 4 Abs. 3 AK-Ordnung erfüllen. 4Sie 
dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kommission kandi-
dieren noch einer Wahlversammlung oder einem Wahl-
vorstand angehören. 5Auf die Mitglieder des Ausschus-
ses findet § 11 Abs. 8 AK-Ordnung bis einschließlich 
sechs Monate nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
entsprechende Anwendung.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens 
neun Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.
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(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusam-
men. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen Me-
dien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt fest, bis 
zu dem die Wahlhandlungen in den einzelnen (Erz-)Bistü-
mern und im Offizialatsbezirk Oldenburg durchgeführt 
sein müssen. 3Er fordert die Mitarbeitervertretung eines 
jeden Diözesan-Caritasverbandes und des Landes-Cari-
tasverbandes für Oldenburg oder die diözesane Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertretungen, soweit deren 
Zuständigkeit im jeweiligen Bistum durch bischöfliche 
Regelung festgelegt ist, auf, unverzüglich einen Wahlvor-
stand zu bilden. 4Besteht zu diesem Zeitpunkt keine Mit-
arbeitervertretung, so ist unverzüglich eine Mitarbeiter-
versammlung einzuberufen, die den Wahlvorstand bildet.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

(5) Der Ausschuss übernimmt zudem die Aufgaben 
nach der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften.

§ 3 Wahlvorstand

(1) 1Die Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-
Caritasverbandes und des Landes-Caritasverbandes für 
Oldenburg oder die diözesane Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zuständigkeit im 
jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung festgelegt 
ist, bildet für ihren Bereich einen Wahlvorstand, der je-
weils aus drei Mitgliedern besteht und der sich bis spä-
testens sechs Monate vor Ablauf der Amtsperiode kons-
tituieren muss. 2Die Mitglieder müssen die Voraussetzun-
gen des § 4 Abs. 3 AK-Ordnung erfüllen. 3Sie dürfen we-
der für die Arbeitsrechtliche Kommission kandidieren 
noch dem Vorbereitungsausschuss angehören. 4Auf die 
Mitglieder des Wahlvorstandes findet § 11 Abs. 8 AK-
Ordnung bis einschließlich sechs Monate nach Bekannt-
gabe des Wahlergebnisses entsprechende Anwendung.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Mitarbei-
tervertretungen in Einrichtungen, die auf dem Gebiet des 
(Erz-)Bistums liegen und die in den Geltungsbereich der 
Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des 
Deutschen Caritasverbandes fallen (§ 2 Abs. 1 AT AVR). 
2Dazu gehören auch die Mitarbeitervertretungen von 
Kirchengemeinden/-stiftungen, wenn in ihren Bereich ei-
ne Einrichtung fällt, deren Mitarbeiter(innen) unter den 
Geltungsbereich der Richtlinien fallen. 3Nur die in der Lis-
te aufgeführten Mitarbeitervertretungen nehmen an der 
Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Mitarbeitervertre-
tungen spätestens sechs Wochen nach seiner Konstitu-
ierung Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Mitarbeiter-
vertretungen, die keine Wahlbenachrichtigung bis spä-
testens vier Monate vor Ablauf der Amtsperiode erhalten 
haben, können gegen die Nichteintragung in der Aufstel-
lung innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
Einspruch einlegen. 3Der Wahlvorstand entscheidet über 
den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Mitarbeitervertretun-
gen auf, innerhalb einer festgelegten Frist schriftliche 
Wahlvorschläge jeweils für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regio-
nalkommission und für die Wahl des Vertreters/der Ver-

treterin der Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission 
abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahldurch-
gang muss enthalten:

a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;
b) den Namen der Einrichtung;
c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 

er/sie der Benennung zustimmt;
d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 

er/sie das passive Wahlrecht gemäß der Mitarbeiterver-
tretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bistums besitzt;

e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 
er/sie am Wahltag alle Wählbarkeitsvoraussetzungen er-
füllt;

f) die Unterschrift des/der Vorsitzenden oder eines Mit-
glieds der Mitarbeitervertretung.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlags gegenüber dem/der Vorgeschlage-
nen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen 
für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegange-
nen Wahlvorschläge Kandidat(inn)enlisten für die jeweili-
ge Wahl. 2Sie enthält die Namen der Wahlbewerber(innen) 
in alphabetischer Reihenfolge und die Namen der Ein-
richtungen. 3Dieselbe Person kann für eine Amtsperiode 
nur in einer Diözese kandidieren.

§ 4 Durchführung der Wahlen

(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser Wahl-
ordnung wahlberechtigten Mitarbeitervertretungen auf-
fordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur diözesanen Wahl-
versammlung zu entsenden. 2Die diözesane Wahlver-
sammlung wählt die Vertreter(innen) in der jeweiligen Re-
gionalkommission sowie den/die Vertreter(in) der Mitar
beiter(innen) in der Bundeskommission und tritt spätes-
tens zwei Monate vor dem Ende der Amtsperiode zusam-
men. 3Der Wahlvorstand leitet die Wahlversammlung. 
4Die Einladung und die Kandidat(inn)enlisten müssen 
mindestens zwei Wochen vorher abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den 
Termin der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)enlis-
ten mindestens zwei Wochen vorher an die Kandida- 
t(inn)en absenden.

(3) 1Für die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbei
ter(innen) in der jeweiligen Regionalkommission jedes 
(Erz-)Bistums sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg und 
für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der Mitarbei
ter(innen) in der Bundeskommission erstellt der Wahlvor-
stand anhand der Kandidat(inn)enlisten jeweils die 
Stimmzettel, die die Namen in alphabetischer Reihenfol-
ge enthalten. 2Die Listen sind getrennt zu erstellen für ei-
ne Wahl des Vertreters/der Vertreterin der Mitarbei
ter(innen) in der Bundeskommission, der/die gleichzeitig 
als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen 
Regionalkommission gewählt wird, und für eine Wahl ei-
nes weiteren Vertreters/einer weiteren Vertreterin der Mit
arbeiter(innen) in der jeweiligen Regionalkommission, in 
den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
der zwei weiteren Vertreter(innen).

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen.
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(5) 1Es finden geheime Wahlen statt. 2Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das An-
kreuzen von mehreren Namen machen diesen ungültig. 
3Abweichend zu Satz 1 können bei der Wahl für die Mit-
glieder der Regionalkommission aus den (Erz-)Bistümern 
Freiburg und Rottenburg-Stuttgart bis zu zwei 
Kandidat(inn)en angekreuzt werden. 4Der Wahlvorstand 
nimmt die Auszählung vor und gibt das Wahlergebnis be-
kannt.

(6) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) der Mitarbei
ter(innen) in der Bundeskommission ist der/die Kan
didat(in), der/die die meisten Stimmen erhalten hat. 2Er/
Sie ist gleichzeitig als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
in der jeweiligen Regionalkommission gewählt. 3Gewählt 
als der/die Vertreter(in) ausschließlich in der jeweiligen 
Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), der/die die 
meisten Stimmen erhalten hat; abweichend davon sind in 
den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
die zwei Kandidat(inn)en gewählt, die die meisten Stim-
men erhalten haben.

(7) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 2Be-
steht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das 
Los.

§ 5 Ergebnis der Wahlen

1Der Wahlvorstand teilt die Ergebnisse der Wahlen in 
dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg un-
verzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll für 
die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des (Erz-)
Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Ergebnis 
der gesamten Wahlen durch Veröffentlichung in der Ver-
bandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahlen

(1) 1Jede wahlberechtigte Mitarbeitervertretung und 
jede(r) Wahlbewerber(in) hat das Recht, die Wahl wegen 
eines Verstoßes gegen geltendes Recht innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ anzu-
fechten. 2Die Anfechtung ist gegenüber dem zuständigen 
Wahlvorstand schriftlich zu erklären.

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahlan-
fechtung und teilt die Entscheidung der Person oder den 
Personen schriftlich mit, die die Wahl angefochten hat 
oder haben. 2Er informiert den/die Betroffene(n) und den 
Ausschuss schriftlich über die Anfechtung und die Ent-
scheidung. 3Unzulässige und/oder unbegründete An-
fechtungen weist der Wahlvorstand zurück. 4Stellt er fest, 
dass gegen wesentliche Vorschriften des Wahlrechts, der 
Wählbarkeit oder des Wahlverfahrens verstoßen wurde 
und dadurch das Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so 
erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem Falle ist die 
Wahl unverzüglich zu wiederholen. 5Im Falle einer sonsti-
gen begründeten Wahlanfechtung berichtigt er den durch 
Verstoß verursachten Fehler. 6Die Entscheidung über ei-
ne Wahlwiederholung wird in der Verbandszeitschrift 
„neue caritas“ veröffentlicht.

(3) Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeitsge-
richt innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung des Wahlvorstan-
des zulässig.

(4) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die 
Betroffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl lässt 
die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die Regional-
kommissionen und durch die Bundeskommission getrof-
fenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Mitar
beiter(innen) als Mitglied einer Regionalkommission aus, 
so wählt die Mitarbeiterseite in der jeweiligen Regional-
kommission für den Rest der Amtsperiode ein neues Mit-
glied auf Vorschlag der jeweiligen diözesanen Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen. 2Ist in einem 
(Erz-)Bistum eine diözesane Arbeitsgemeinschaft nicht 
gebildet, tritt an ihre Stelle die Mitarbeitervertretung beim 
Diözesan-Caritasverband.

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
als Mitglied der Bundeskommission aus, so wählt die 
Mitarbeiterseite in der Bundeskommission für den Rest 
der Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag der je-
weiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen. 2War der/die ausgeschiedene Ver
treter(in) Mitglied des Leitungsausschusses, so kann das 
neu zu bestellende Mitglied im Leitungsausschuss ein 
anderes sein als das neu in die Bundeskommission beru-
fene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl
1Die durch die Arbeit des Vorbereitungsausschusses 

verursachten Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 
2Die entsprechenden Kosten eines Wahlvorstandes über-
nehmen der jeweilige Diözesan-Caritasverband und der 
Landes-Caritasverband für Oldenburg. 3Die Reisekosten 
der Mitglieder der Wahlversammlung und der Kan
didat(inn)en werden von der Einrichtung getragen, in der 
der/die betreffende Mitarbeiter(in) tätig ist.

Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der 
Gewerkschaften gemäß § 5 Abs. 8 der Ordnung der 

Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

Diese Entsendeordnung regelt gemäß § 5 Abs. 8 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Entsendung 
von Vertreter(inne)n der Gewerkschaften auf der Mitar-
beiterseite in die Bundeskommission und die Regional-
kommissionen der Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Zuständigkeit

Für die Entsendung der Vertreter(innen) der Mitarbei
ter(innen) in der Bundeskommission und den Regional-
kommissionen ist der Vorbereitungsausschuss (Aus-
schuss) nach § 2 der Wahlordnung der Mitarbeiterseite 
zuständig.

§ 3 Vorbereitung

(1) 1Spätestens acht Monate vor dem Ende der Amts-
periode veröffentlicht der Ausschuss in der Verbandszeit-
schrift „neue caritas“ eine Bekanntmachung über die Bil-
dung der Arbeitsrechtlichen Kommission für eine neue 
Amtsperiode und ruft in dieser Veröffentlichung die tarif-
fähigen Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerkschaften) auf, 
sich innerhalb von zwei Monaten nach der Bekanntma-
chung (Anzeigefrist) an der Entsendung von Vertre
ter(inne)n in der Kommission zu beteiligen. 2Zusätzlich 
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soll eine Pressemitteilung über diesen Aufruf erscheinen. 
3Hierbei ist die Zahl der für die Gewerkschaften vorgese-
henen Sitze in der Bundeskommission und in den Regio-
nalkommissionen auf Mitarbeiterseite mitzuteilen.

(2) 1Gewerkschaften, die sich an der Entsendung von 
Vertreter(inne)n in die Arbeitsrechtliche Kommission be-
teiligen wollen, zeigen dies gegenüber dem Ausschuss 
über die Kommissionsgeschäftsstelle schriftlich an. 2Die 
Anzeige kann nur bis zum Ablauf der Anzeigefrist abge-
geben werden. 3Anzeigen, die nach dieser Frist einge-
reicht werden, können nicht mehr berücksichtigt werden 
(Ausschlussfrist).

(3) 1Berechtigt zur Entsendung von Vertreter(inne)n 
sind Gewerkschaften, die nach ihrer Satzung für Rege-
lungsbereiche oder Teile der Regelungsbereiche der je-
weiligen Kommission örtlich und sachlich zuständig sind. 
2Erfüllt eine Gewerkschaft diese Voraussetzungen nicht, 
wird sie hierüber durch den Ausschuss schriftlich in 
Kenntnis gesetzt. 3Gegen die Entscheidung des Aus-
schusses ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht inner-
halb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe der Feststellung zulässig. 4Die Frist beginnt zu 
laufen, wenn die Gewerkschaft über den Rechtsbehelf, 
das Gericht und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt 
worden ist.

§ 4 Durchführung der Entsendung

(1) 1Nach Ablauf der Anzeigefrist lädt der Ausschuss 
die anzeigenden und mitwirkungsberechtigten Gewerk-
schaften zu einer Sitzung mit dem Ziel ein, dass sich die 
Gewerkschaften untereinander auf die zahlenmäßige Ver-
teilung der vorbehaltenen Sitze einigen. 2Die Sitzung wird 
von den Mitgliedern des Ausschusses geleitet, das Er-
gebnis durch die Kommissionsgeschäftsstelle in einem 
Protokoll festgehalten.

(2) 1Nimmt nur eine Gewerkschaft Sitze für eine Regio-
nal- oder für die Bundeskommission in Anspruch, erhält 
diese Gewerkschaft die für die Gewerkschaften vorbehal-
tenen Sitze. 2Nehmen mehrere Gewerkschaften Sitze für 
eine Regional- oder für die Bundeskommission in An-
spruch, einigen sich diese Gewerkschaften untereinander 
auf die zahlenmäßige Verteilung der für die Gewerkschaf-
ten vorbehaltenen Sitze. 3Sie können sich dabei an ihrer 
Organisationsstärke orientieren.

(3) 1Kommt es zu einer zahlenmäßigen Einigung, be-
nennen die Gewerkschaften spätestens drei Monate vor 
dem Ende der Amtsperiode namentlich ihre Vertre
ter(innen) in der Arbeitsrechtlichen Kommission. 2Als Ver
treter(innen) können nur Personen benannt werden, die 
das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der 
Kirche zur Gestaltung der sozialen Ordnung ihres Diens-
tes achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes res-
pektieren.

(4) 1Kommt eine zahlenmäßige Einigung nicht innerhalb 
von vier Wochen ab dem Tag der Sitzung nach Absatz 1 
zustande, gelten die Einigungsgespräche als gescheitert. 
2In diesem Fall entscheidet der Ausschuss über die Ver-
teilung der Sitze. 3Die Entscheidung ist den Gewerk-
schaften schriftlich mitzuteilen. 4Gegen die Entscheidung 
des Ausschusses ist Klage beim Kirchlichen Arbeitsge-
richt innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 5Die Frist 
beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaften über 
den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf 
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 

schriftlich belehrt worden sind. 6Das Kirchliche Arbeits-
gericht entscheidet insbesondere aufgrund der Mitglie-
derzahlen, die ihm gegenüber glaubhaft zu machen sind. 
7Die Glaubhaftmachung der Mitgliederzahl kann insbe-
sondere durch eine eidesstattliche Versicherung erfolgen, 
die ein Mitglied des Vertretungsorgans der Gewerkschaft 
vor einem Notar abgibt.

§ 5 Ergebnis der Entsendung

(1) Der Ausschuss gibt das Ergebnis der Entsendung 
durch Veröffentlichung in der Verbandszeitschrift „neue 
caritas“ bekannt.

(2) Die bis zu einem endgültigen Ergebnis der Entsen-
dung durch die Bundeskommission oder durch die Regi-
onalkommissionen getroffenen Entscheidungen sind 
wirksam.

§ 6 Vorzeitiges Ausscheiden

(1) Scheidet ein(e) entsandte(r) Vertreter(in) während ei-
ner Amtsperiode aus der Kommission aus oder wird er/
sie abberufen, entsendet die jeweilige Gewerkschaft un-
verzüglich eine(n) neue(n) Vertreter(in) und gibt dies der 
Kommissionsgeschäftsstelle schriftlich bekannt.

(2) Beendet eine Gewerkschaft während einer Amtspe-
riode die Mitgliedschaft in einer Kommission, können 
sich die verbleibenden Gewerkschaften einigen, welche 
von ihnen für die restliche Amtsperiode den Sitz des aus-
scheidenden Mitglieds übernimmt. 2Kommt eine Einigung 
nicht innerhalb von sechs Wochen zustande, entscheidet 
das Los.

(3) Beenden alle Gewerkschaften während einer Amts-
periode die Mitgliedschaft in einer Kommission, entfallen 
diese Sitze.

§ 7 Kosten

Die den Gewerkschaften durch die Entsendung entste-
henden Kosten tragen diese selbst.

Wahlordnung der Dienstgeberseite 
gemäß § 6 Abs. 6 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 

Kommission des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 6 Abs. 6 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes (AK-Ordnung) die Wahl und die Be-
stimmung der Vertreter(innen) der Dienstgeber in den Re-
gionalkommissionen und in der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Dienstgeber in 
der Bundeskommission und in den Regionalkommissio-
nen leitet ein Vorbereitungsausschuss (Ausschuss), der 
aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird von den Mitgliedern 
der Dienstgeberseite in der Bundeskommission gewählt. 
3Die Mitglieder des Ausschusses dürfen weder für die Ar-
beitsrechtliche Kommission kandidieren noch einer Wahl-
versammlung oder einem Wahlvorstand angehören.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens 
neun Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen 
nach seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusam-
men. 2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen Me-
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dien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt fest, bis 
zu dem die Wahlhandlungen in den einzelnen (Erz-)Bistü-
mern und im Offizialatsbezirk Oldenburg durchgeführt 
sein müssen. 3Er fordert die jeweiligen Diözesan-Caritas-
verbände und den Landes-Caritasverband für Oldenburg 
auf, unverzüglich einen Wahlvorstand zu bilden.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand

(1) 1Jeder Diözesan-Caritasverband und der Landes-
Caritasverband für Oldenburg bildet für seinen Bereich 
einen Wahlvorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern be-
steht und der sich bis spätestens sechs Monate vor Ab-
lauf der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die Mitglieder 
dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kommission kandi-
dieren noch einer Wahlversammlung oder dem Vorberei-
tungsausschuss angehören.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechtsträ-
ger, die mit ihrer/ihren Einrichtung(en) Mitglied im jeweili-
gen Diözesan-Caritasverband oder im Landes-Caritas-
verband für Oldenburg sind und die in den Geltungsbe-
reich der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtun-
gen des Deutschen Caritasverbandes fallen (§ 2 Abs. 1 
AT AVR). 2Nur die in der Liste aufgeführten Rechtsträger 
nehmen an der Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Rechtsträger spä-
testens sechs Wochen nach seiner Konstituierung Wahl-
benachrichtigungen versenden. 2Rechtsträger, die keine 
Wahlbenachrichtigung bis spätestens vier Monate vor 
Ablauf der Amtsperiode erhalten haben, können gegen 
die Nichteintragung in der Aufstellung innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen Einspruch einlegen. 
3Der Wahlvorstand entscheidet über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, in-
nerhalb einer festgelegten Frist schriftliche Wahlvorschlä-
ge jeweils für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommission abzu-
geben.

(5) Der Wahlvorschlag muss enthalten:

a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;
b) den Namen des Rechtsträgers und die ausgeübte 

Tätigkeit;
c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 

er/sie der Benennung zustimmt;
d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 

er/sie Mitglied eines Organs eines kirchlichen Rechtsträ-
gers im Bereich des Deutschen Caritasverbandes ist, das 
zur gesetzlichen Vertretung berufen ist, oder leitende(r) 
Mitarbeiter(in) eines kirchlich-caritativen Rechtsträgers 
nach der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen 
(Erz-)Bistums ist;

e) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, dass 
er/sie am Wahltag alle Wählbarkeitsvoraussetzungen er-
füllt;

f) die Unterschrift der gesetzlichen Vertretung des 
Rechtsträgers.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorgeschla-
genen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen 
für eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegange-
nen Wahlvorschläge eine Kandidat(inn)enliste für die 
Wahl. 2Sie enthält die Namen der Wahlbewerber(innen) in 
alphabetischer Reihenfolge, die Namen der Träger und 
die ausgeübten Tätigkeiten. 3Dieselbe Person kann für ei-
ne Amtsperiode nur in einer Diözese kandidieren.

§ 4 Durchführung der Wahlen für die Regionalkommis-
sionen

(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser Wahl-
ordnung wahlberechtigten Rechtsträger auffordert, je-
weils eine(n) Vertreter(in) zur diözesanen Wahlversamm-
lung zu entsenden. 2Die diözesane Wahlversammlung 
wählt den/die Vertreter(in) der Dienstgeber in der jeweili-
gen Regionalkommission und tritt spätestens zwei Mona-
te vor dem Ende der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahl-
vorstand leitet die Wahlversammlung. 4Die Einladung und 
die Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei Wo-
chen vorher abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den 
Termin der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)en
liste mindestens zwei Wochen vorher an die Kandida- 
t(inn)en absenden.

(3) Für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommission er-
stellt der Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)enliste 
jeweils die Stimmzettel, die die Namen in alphabetischer 
Reihenfolge enthalten.

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen.

(5) 1Es findet eine geheime Wahl statt. 2Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das An-
kreuzen von mehreren Namen machen diesen ungültig. 
3Abweichend von Satz 2 können bei der Wahl der Mitglie-
der der Regionalkommission aus den (Erz-)Bistümern 
Freiburg und Rottenburg-Stuttgart bis zu zwei Kandida-
ten angekreuzt werden. 4Der Wahlvorstand nimmt die 
Auszählung vor und gibt das Wahlergebnis gegenüber 
dem Vorbereitungsausschuss bekannt.

(6) Gewählt als Vertreter(in) der Dienstgeber in der je-
weiligen Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), 
der/die die meisten Stimmen erhalten hat, abweichend 
davon sind in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rotten-
burg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en gewählt, die die 
meisten Stimmen erhalten haben.

(7) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 2Be-
steht auch danach Stimmengleichheit, entscheidet das 
Los.

§ 5 Durchführung der Wahl für die Bundeskommission

(1) 1Die 28 Vertreter(innen) der Dienstgeberseite in der 
Bundeskommission werden durch die nach § 4 dieser 
Wahlordnung gewählten und bestimmten Mitglieder der 
Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen gewählt; 
nicht wahlberechtigt sind die weiteren Vertreter(innen) 
der Dienstgeberseite der jeweiligen Regionalkommissio-
nen nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung. 2Zu diesem Zweck fin-
det nach der Wahl der Mitglieder der Regionalkommissi-
onen eine gemeinsame Wahlversammlung dieser Mitglie-
der (Bundeswahlversammlung) statt.

(2) 1Die Bundeswahlversammlung wird durch den Aus-
schuss nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 2Er 
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kann dabei durch die Geschäftsstelle der Dienstgebersei-
te unterstützt werden. 3Der Ausschuss fordert die ge-
wählten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite 
in den Regionalkommissionen unverzüglich nach den 
Wahlen in die Regionalkommissionen auf, Kandidat(inn)en 
für die Bundeskommission innerhalb einer Ausschluss-
frist von drei Wochen in Textform zu benennen. 4Zugleich 
setzt er einen Termin für die Bundeswahlversammlung 
und lädt mit einer Frist von drei Wochen dazu ein. 5Die 
Bundeswahlversammlung muss spätestens einen Monat 
vor dem Ende der Amtsperiode stattfinden.

(3) 1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enliste für 
die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandidat(in) hat 
das Recht, sich in der Bundeswahlversammlung vor der 
Wahl vorzustellen.

(4) 1Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung. 
2Von den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müssen 
14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkommission 
sein; jede Regionalkommission muss dabei mit mindes-
tens zwei Mitgliedern vertreten sein. 3Die verbleibenden 
14 Mitglieder können die Gliederungen und Fachverbän-
de, die Orden und Träger stellen.

(5) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) in der Bundes-
kommission ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten 
Stimmen erhalten hat. 2Bei Stimmengleichheit findet zwi-
schen den stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 3Besteht auch danach Stimmengleichheit, ent-
scheidet das Los.

§ 6 Durchführung der Wahlen für die weiteren Mitglie-
der

(1) Gemäß § 6 Abs. 5 AK-Ordnung werden für die nach 
§ 5 AK-Ordnung entsandten Vertreter(innen) der Gewerk-
schaften in der Bundes- und in den Regionalkommissio-
nen weitere Mitglieder der Dienstgeberseite in die ent-
sprechenden Bundes- oder Regionalkommissionen ge-
wählt.

(2) Die Wahlen erfolgen zur Wahrung der Parität, wenn 
und in dem Umfang, in dem Gewerkschaften nach § 4 
der Entsendeordnung für die Vertreter(innen) der Ge-
werkschaften Sitze in der Bundes- oder den jeweiligen 
Regionalkommissionen in Anspruch nehmen.

(3) 1In den Regionalkommissionen werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die gewähl-
ten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite der 
jeweiligen Regionalkommissionen gewählt. 2Zu diesem 
Zweck findet vor der Konstituierung der jeweiligen Regio-
nalkommissionen eine gemeinsame Wahlversammlung 
dieser Mitglieder statt.

(4) 1Die Wahlversammlung der Regionalkommissionen 
wird durch die Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
durchgeführt. 2Die Geschäftsstelle fordert die gewählten 
und bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite in den 
Regionalkommissionen auf, weitere Kandidat(inn)en für 
die weiteren Mitglieder der Dienstgeberseite der Regio-
nalkommission innerhalb einer Ausschlussfrist von drei 
Wochen in Textform zu benennen. 3Zugleich setzt sie ei-
nen Termin für die Wahlversammlung und lädt mit einer 
Frist von drei Wochen dazu ein.

(5) 1Die Geschäftsstelle erstellt eine Kandidat(inn)enlis-
te für die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandi
dat(in) hat das Recht, sich in der Wahlversammlung vor 
der Wahl vorzustellen. 3Die Wahlen erfolgen in geheimer 
Abstimmung. 4Gewählt als weitere(n) Vertreter(in) in der 

Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), der/die die 
meisten Stimmen erhalten hat. 5Bei Stimmengleichheit 
findet zwischen den stimmengleichen Kandida- 
t(inn)en eine Stichwahl statt. 6Besteht auch danach Stim-
mengleichheit, entscheidet das Los.

(6) 1In der Bundeskommission werden die weiteren 
Vertreter(innen) der Dienstgeberseite durch die gewähl-
ten und bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite der 
Regionalkommissionen gewählt; nicht wahlberechtigt 
sind die weiteren Vertreter(innen) der Dienstgeberseite 
der jeweiligen Regionalkommissionen nach § 6 Abs. 5 
AK-Ordnung. 2Zu diesem Zweck findet vor der Konstitu-
ierung der Bundeskommissionen eine gemeinsame 
Wahlversammlung dieser Mitglieder statt. 3Diese Wahl-
versammlung kann zeitgleich mit der Bundeswahlver-
sammlung nach § 5 dieser Wahlordnung stattfinden.

(7) 1Die Wahlversammlung wird durch den Ausschuss 
nach § 2 dieser Wahlordnung durchgeführt. 2Er kann da-
bei durch die Geschäftsstelle der Dienstgeberseite unter-
stützt werden. 3Der Ausschuss fordert die gewählten und 
bestimmten Mitglieder der Dienstgeberseite in den Regi-
onalkommissionen auf, weitere Kandidat(inn)en für die 
Bundeskommission innerhalb einer Ausschlussfrist von 
drei Wochen in Textform zu benennen. 4Zugleich setzt er 
einen Termin für die Wahlversammlung und lädt mit einer 
Frist von drei Wochen dazu ein.

(8) 1Der Ausschuss erstellt eine Kandidat(inn)enliste für 
die wahlberechtigten Mitglieder. 2Jede(r) Kandidat(in) hat 
das Recht, sich in der Wahlversammlung vor der Wahl 
vorzustellen. 3Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstim-
mung. 4Gewählt als weitere(n) Vertreter(in) in der Bundes-
kommission ist der/die Kandidat(in), der/die die meisten 
Stimmen erhalten hat. 5Bei Stimmengleichheit findet zwi-
schen den stimmengleichen Kandidat(inn)en eine Stich-
wahl statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, ent-
scheidet das Los.

(9) Beenden Gewerkschaften während einer Amtsperi-
ode die Mitgliedschaft in der Bundes- oder in einer Regi-
onalkommission nach § 6 Abs. 3 Entsendeordnung Ge-
werkschaften, endet die Mitgliedschaft der weiteren Ver
treter(innen) in dieser Kommission.

§ 7 Ergebnis der Wahl

1Der Wahlvorstand teilt das Ergebnis der Wahl in dem 
(Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg unver-
züglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll für die 
Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des (Erz-)Bis-
tums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Ergebnis 
der gesamten Wahl durch Veröffentlichung in der Ver-
bandszeitschrift „neue caritas“ bekannt.

§ 8 Anfechtung der Wahl

(1) 1Jede(r) Wahlberechtigte und jede(r) Wahlbewer
ber(in) hat das Recht, die Wahl wegen eines Verstoßes 
gegen geltendes Recht innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses in der 
Verbandszeitschrift „neue caritas“ anzufechten. 2Die An-
fechtung ist gegenüber dem zuständigen Wahlvorstand 
schriftlich zu erklären.

(2) 1Der Wahlvorstand entscheidet über Anfechtungen 
innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Wahlan-
fechtung und teilt die Entscheidung der Person oder den 
Personen schriftlich mit, die die Wahl angefochten hat 
oder haben. 2Er informiert den/die Betroffene(n) und den 
Ausschuss schriftlich über die Anfechtung und die Ent-
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scheidung. 3Unzulässige und/oder unbegründete An-
fechtungen weist der Wahlvorstand zurück. 4Stellt er fest, 
dass gegen wesentliche Vorschriften des Wahlrechts, der 
Wählbarkeit oder des Wahlverfahrens verstoßen wurde 
und dadurch das Wahlergebnis beeinflusst sein kann, so 
erklärt er die Wahl für ungültig; in diesem Falle ist die 
Wahl unverzüglich zu wiederholen. 5Im Falle einer sonsti-
gen begründeten Wahlanfechtung berichtigt er den durch 
Verstoß verursachten Fehler. 6Die Entscheidung über ei-
ne Wahlwiederholung wird in der Verbandszeitschrift 
„neue caritas“ veröffentlicht.

(3) Gegen die Entscheidung des Wahlvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 1 ist die Klage beim Kirchlichen Arbeitsge-
richt innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
nach Bekanntgabe der Entscheidung des Wahlvorstan-
des zulässig

(4) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die 
Betroffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl lässt 
die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die Regional-
kommissionen und durch die Bundeskommission getrof-
fenen Entscheidungen unberührt.

§ 9 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Dienst-
geber als Mitglied einer Regionalkommission nach § 6 
Abs. 1 AK-Ordnung aus, so bestimmt die Dienstgebersei-
te in der jeweiligen Regionalkommission für den Rest der 
Amtsperiode ein neues Mitglied. 2Scheidet ein(e) nach 
§ 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimmte(r) Vertreter(in) als Mit-
glied einer Regionalkommission aus, dann benennt das 
entsendende Gremium ein neues Mitglied.

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
Mitglied der Bundeskommission nach § 6 Abs. 3 AK-Ord-
nung aus, so bestimmt die Dienstgeberseite in der Bun-
deskommission für den Rest der Amtsperiode ein neues 
Mitglied. 2War der/die ausgeschiedene Vertreter(in) Mit-
glied des Leitungsausschusses der Bundeskommission, 
so kann das neu zu bestellende Mitglied im Leitungsaus-
schuss ein anderes sein als das neu in die Bundeskom-
mission berufene Mitglied.

(3) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als 
weiteres Mitglied der Bundes- oder einer Regionalkom-
mission nach § 6 Abs. 5 AK-Ordnung aus, so bestimmt 
die Dienstgeberseite in der Bundes- oder der jeweiligen 
Regionalkommission für den Rest der Amtsperiode ein 
neues Mitglied. 2War der/die ausgeschiedene Vertreter(in) 
Mitglied des Leitungsausschusses der Bundeskommissi-
on, so kann das neu zu bestellende Mitglied im Leitungs-
ausschuss ein anderes sein als das neu in die Bundes-
kommission berufene Mitglied.

§ 10 Kosten der Wahl
1Die durch den Vorbereitungsausschuss verursachten 

Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 2Die Kosten 
eines Wahlvorstandes übernehmen der jeweilige Diöze-
san-Caritasverband und der Landes-Caritasverband für 
Oldenburg. 3Die Reisekosten der Mitglieder der Wahlver-
sammlung und der Kandidat(inn)en werden von dem 
Rechtsträger getragen.

§ 11 Bestimmung der Vertreter(innen) der Diözesan-
Caritasverbände

1Die nach § 6 Abs. 2 AK-Ordnung bestimmten Vertre
ter(innen) einer Regionalkommission werden von dem je-
weils nach der Satzung des Diözesan-Caritasverbandes 
und des Landes-Caritasverbandes für Oldenburg zustän-

digen Organ bestimmt. 2Fehlt eine Zuweisung dieser Auf-
gabe in der Satzung, ist der Vorstand des Diözesan-Cari-
tasverbandes und des Landes-Caritasverbandes für Ol-
denburg zuständig. 3Die Bestimmung erfolgt in unmittel-
barem zeitlichem Zusammenhang mit der Wahl nach 
dieser Wahlordnung.

***

Die vorstehende Änderung der Ordnung der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverban-
des setze ich hiermit für das Erzbistum Paderborn in 
Kraft.

Paderborn, 05.11.2015

Der Erzbischof von Paderborn

L. S.

Erzbischof

Az.: 5/B 33-60.04.912/1

Nr. 162.	 Verfahrensordnung bei der Versetzung von 
Priestern im Erzbistum Paderborn

I. Ziel der Verfahrensordnung

Das Ziel dieser Verfahrensordnung ist es, zu einem 
ausgewogenen Verhältnis der Gesichtspunkte zu kom-
men, die bei einer Versetzung von Priestern in der Pfarr-
seelsorge durch den Ortsordinarius von Bedeutung sind.

Solche Gesichtspunkte sind vor allem: das Wohl der 
Kirche am Ort bzw. im Dekanat, das Wohl der Kirche im 
Bistum und das Wohl jedes einzelnen Priesters.

II. Einsatz von Neupriestern

Die Neupriester werden in enger Abstimmung mit dem 
Regens des Priesterseminars ihren Stellen zugewiesen. 
Sie werden in der Regel nach fünf Jahren versetzt.

III. Einsatz und Versetzung von Vikaren und Pastören

Insgesamt dreimal im Jahr erfolgt die Ausschreibung 
der vakanten Stellen in einer Stellenliste. Der Leiter der 
Zentralabteilung Pastorales Personal entscheidet, ob ei-
ne Stelle mit einem Pastor oder einem Vikar oder ander-
weitig mit einem Priester besetzt wird.

A. Personalgespräche

Der Leiter der Zentralabteilung Pastorales Personal 
führt klärende Personalgespräche mit den Priestern, die 
versetzt werden möchten oder sollen. 

Ebenfalls überprüft der Dechant die personelle Situati-
on in seinem Dekanat.

B. Beratung in den Kooperationsräumen

Der Generalvikar und die Leiter der Zentralabteilung 
Pastorales Personal und der Hauptabteilung Pastorale 
Dienste treffen sich in der Woche nach Aschermittwoch 
mit den Dechanten der drei Kooperationsräume. Wenn 
über die Versetzung eines Ordenspriesters beraten wird, 
ist der zuständige Ordensobere einzubeziehen.
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a) Der jeweilige Dechant erläutert die personelle Situa-
tion in seinem Dekanat.

b)  Es wird gemeinsam beraten, welche Priester ver-
setzt und welche Stellen besetzt werden sollten.

c) Der Dechant informiert nach dem Gespräch die Lei-
ter der Pastoralen Räume bzw. Pastoralverbünde seines 
Dekanates über das Ergebnis der Konferenz.

C. Anhörung und Entscheidung

1. Zu den konkreten Personalvorschlägen hört der Lei-
ter der Zentralabteilung Pastorales Personal die Dechan-
ten der abgebenden und aufnehmenden Dekanate und 
– im Fall der Versetzung von Pastören und Vikaren – den 
Leiter des aufnehmenden Pastoralen Raumes oder Pas-
toralverbundes an. Dabei sind die Ergebnisse aus der Be-
ratung in den Kooperationsräumen (B.) zu berücksichti-
gen. Nach Abschluss der Anhörungen entscheidet der 
Generalvikar über die Besetzung der ausgeschriebenen 
Stellen.

2. Der Leiter der Zentralabteilung Pastorales Personal 
informiert baldmöglichst den Regens, den Leiter der 
Hauptabteilung Pastorale Dienste, die Dechanten sowie 
die zur Versetzung anstehenden Priester auf elektroni-
schem Weg verbindlich über den Entscheid. Die schriftli-
che Ausfertigung der Versetzung bzw. Umsetzung erfolgt 
frühestens 14 Tage nach Entscheid.

IV. Besetzung von Pfarrstellen

1. Der Leiter der Zentralabteilung Pastorales Personal 
veranlasst die Ausschreibung der Pfarrstellen in geeigne-
ter Weise und nimmt die Bewerbungen entgegen.

Es folgen:

– eine Befragung der Dechanten des bisherigen und 
künftigen Einsatzortes,

– nach Vorauswahl Bewerbergespräche mit dem Leiter 
der Zentralabteilung Pastorales Personal unter Berück-
sichtigung des Stellenprofils,

– die Entscheidung durch den Erzbischof sowie
– die Mitteilung über die Entscheidung an die Bewer-

ber.

2. Bewerber, die die ausgeschriebene Pfarrstelle nicht 
erhalten, werden durch den Leiter der Zentralabteilung 
Pastorales Personal zu einem Personalentwicklungsge-
spräch unter Beteiligung der Priesterfortbildung eingela-
den.

3. Jeder der Erzdiözese Paderborn inkardinierte Pries-
ter, der die Zweite Dienstprüfung abgelegt hat, kann sich 
auf eine für Priester ausgeschriebene Pfarrstelle bewer-
ben.

4. Installierte Pfarrer können sich auf eine ausgeschrie-
bene Pfarrstelle bewerben, wenn sie für den Fall der An-
nahme ihrer Bewerbung den Verzicht auf ihre bisherige 
Pfarrstelle erklären.

5.  Unberührt bleibt das Recht des Erzbischofs, unter 
Wahrung der Vorgaben des kirchlichen Rechts einen 
Pfarrer seines Amtes zu entheben oder ihn in ein anderes 
Amt zu versetzen (cann. 538, 1740 bis 1752 CIC).

Die vorstehende Verfahrensordnung tritt mit Wirkung 
vom heutigen Tag in Kraft. Zugleich tritt die bisherige 
„Verfahrensordnung bei der Versetzung von Priestern im 
Erzbistum Paderborn“ vom 2. Februar 2015 (KA 2015, 
Nr. 38.) außer Kraft.

Paderborn, den 23. November 2015

Der Erzbischof von Paderborn

L. S.

Erzbischof

Az.: 1.5/A 36-10.12.1/1

Nr. 163.	 Urkunde über die Umordnung der Katholi-
schen Kirchengemeinde Pfarrei St. Liborius 
Bielefeld

Nach Durchführung der erforderlichen Anhörungen 
wird bestimmt:

Artikel 1

(1) Die Katholische Kirchengemeinde Pfarrei St. Libori-
us Bielefeld wird gemäß can. 515 § 2 CIC aufgehoben 
und deren Gebiet der Katholischen Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Jodokus Bielefeld zugewiesen.

(2) Ausschließlich für den Bereich des kirchlichen 
Rechts wird unter Ausgliederung aus der Pfarrei St. Jo-
dokus Bielefeld die Pfarrvikarie ohne eigene Vermögens-
verwaltung St. Liborius Bielefeld in den Grenzen der auf-
gehobenen Pfarrei St. Liborius Bielefeld errichtet.

(3) Für den weltlichen Rechtsbereich bilden die Pfarrei 
St. Jodokus Bielefeld und die Pfarrvikarien ohne eigene 
Vermögensverwaltung St. Liborius Bielefeld und St. Pius 
Bielefeld die Katholische Kirchengemeinde St. Jodokus 
Bielefeld.

Artikel 2

(1) Die Grenze der gemäß Artikel 1 Abs. 1 erweiterten 
Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei St. Jodokus Biele-
feld bilden die bisherigen Außengrenzen der beiden Kir-
chengemeinden Pfarrei St. Jodokus Bielefeld und Pfarrei 
St. Liborius Bielefeld.

(2) Mit Aufhebung der Katholischen Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Liborius Bielefeld gemäß Artikel 1 Abs. 1 geht 
deren gesamtes bewegliches und unbewegliches Vermö-
gen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Katholi-
sche Kirchengemeinde Pfarrei St. Jodokus Bielefeld 
über. Gleiches gilt für bestehende Forderungen und Ver-
bindlichkeiten.

(3) Mit Aufhebung der Katholischen Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Liborius Bielefeld gemäß Artikel 1 Abs. 1 geht 
deren im Grundbuch von Bielefeld eingetragenes Grund-
vermögen:
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Grundbuch Bielefeld von Blatt 1131
Eigentümer: Katholische Kirchengemeinde St. Libori in Bielefeld

Gemarkung Flur Flurstück Größe (qm) Nutzungsart und Lage

Bielefeld 84 494 221 Gebäude- u. Freifläche, Meinders Str. 25

Bielefeld 84 490 466 Geb.- u. Freifläche, Meinders Str. 25

Bielefeld 84 492 390 Geb.- u. Freifläche, Meinders Str. 25

Bielefeld 84 606 14 Geb.- und Freifläche, Rolandstraße 34a

Bielefeld 84 607 2452 Hof- und Gebäudefläche, Meindersstraße 25

Bielefeld 84 425 2511 Gebäude- und Freifläche, Verkehrsfläche, Erholungsflä-
che, Meindersstraße 25

auf die Katholische Kirchengemeinde Pfarrei St. Jodo-
kus Bielefeld über.

Das Grundbuch ist entsprechend zu berichtigen.

(4) Soweit vorhanden, bleiben kirchliche Institutionen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (sog. Fondsvermögen) 
innerhalb der bisherigen Katholischen Kirchengemeinde 
Pfarrei St. Liborius Bielefeld bestehen und werden ab 
dem Zeitpunkt des Vollzugs dieser Urkunde vom Kir-
chenvorstand der Katholischen Kirchengemeinde Pfarrei 
St. Jodokus Bielefeld verwaltet.

Artikel 3

(1) Die gemäß Artikel 1 Abs. 2 für den innerkirchlichen 
Bereich errichtete Pfarrvikarie ohne eigene Vermögens-
verwaltung St. Liborius Bielefeld führt als kirchlich selbst-
ständige Seelsorgeeinheit die Kirchenbücher der bisheri-
gen Pfarrei St. Liborius Bielefeld weiter.

(2) Die bisherige Pfarrkirche St. Liborius wird Pfarrvika-
riekirche der Pfarrvikarie ohne eigene Vermögensverwal-
tung St. Liborius Bielefeld.

Artikel 4

Mit dem Tag der Aufhebung der bisherigen Katholi-
schen Kirchengemeinde Pfarrei St. Liborius Bielefeld ge-
mäß Artikel 1 Abs. 1 hört der bisherige Kirchenvorstand 
dieser Kirchengemeinde auf zu bestehen.

Der Gesamtpfarrgemeinderat der Pfarrei St. Jodokus 
Bielefeld, der Pfarrvikarie St. Pius Bielefeld und der ge-
mäß Artikel 1 Abs. 2 errichteten Pfarrvikarie ohne eigene 
Vermögensverwaltung St. Liborius Bielefeld besteht bis 
zur nächsten turnusgemäßen Wahl der Pfarrgemeinderä-
te im Erzbistum Paderborn fort.

Artikel 5

Die Umordnung gilt als vollzogen mit dem 1. Januar 
2016, für den staatlichen Bereich jedoch frühestens vom 
Tage der staatlichen Anerkennung an.

Paderborn, 4. November 2015

Der Erzbischof von Paderborn

L. S.

Erzbischof

Az.: 1.11/A 24-30.06.1/3

U R K U N D E

Die durch Urkunde vom 4. November 2015 vom Erzbi-
schof von Paderborn mit Wirkung vom 1. Januar 2016 
festgesetzte

Umordnung der Katholischen Kirchengemeinde

Pfarrei St. Liborius Bielefeld

wird hiermit gemäß § 4 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 der 
Vereinbarung über die staatliche Mitwirkung bei der Bil-
dung und Veränderung katholischer Kirchengemeinden 
vom 21.11.1960 (GV.NW.1960, S. 426) für den staatli-
chen Bereich anerkannt.

Detmold, den 24. November 2015

– 48.4-8011 –

Bezirksregierung Detmold 
Im Auftrag

gez. Schwerdtfeger

1. Ausfertigung
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Personalnachrichten

Nr. 164.	 Personalchronik

Verfügungen des Erzbischofs

Ernennungen

Edeler, Reinhard, Pfarrer in Witten, St.  Marien, zum 
Pfarrdechant in Wiedenbrück, St.  Aegidius: 23.7.  / 
1.10.2015

Fischer, Benedikt, Dechant, Pfarrer in Paderborn, 
St. Hedwig, zum Pfarrer in Paderborn, St. Liborius: 9.4. / 
2.9.2015

Heckeroth, Ansgar, Pfarrer in Enger, zum Pfarrer in 
Steinheim: 20.3. / 2.9.2015

Pollmeier, Manfred, Dechant, Pfarrer in Löhne, zum 
Pfarrer in Bad Oeynhausen: 5.6. / 10.8.2015

Pollmeier, Manfred, Dechant, Pfarrer in Bad Oeynhau-
sen, zusätzlich zum Leiter des Pastoralen Raumes Pasto-
ralverbund Werre-Weser: 9.9. / 1.10.2015

Dr. Schottek, Andreas, Pfarrer, Pastor in den Pastoral-
verbünden Paderborn-West und Paderborn-Nord-Ost, 
zusätzlich zum zweiten stellvertretenden Dechanten für 
das Dekanat Paderborn: 21.7. / 1.9.2015

Siebert, Stefan, Pastor, Pfarradministrator in Marien-
münster, zusätzlich zum zweiten stellvertretenden De-
chanten für das Dekanat Höxter: 29.9. / 1.10.2015

Steiling, Clemens, Pfarrer in Olpe, St. Martin, zusätz-
lich zum Leiter des Pastoralverbundes Olpe: 27.7.  / 
1.9.2015

Stücker, Marc, Pfarrer in Lügde, zusätzlich zum Leiter 
des Pastoralen Raumes Pastoralverbund Südlippe-Pyr-
mont: 23.7. / 1.10.2015

Wiesner, Jürgen, Pastor im Pastoralverbund Pader-
born-Süd-Ost-Dahl, zusätzlich zum Diözesanpräses des 
KAB Diözesanverbands e.V.: 4.11.2015

Entpflichtungen

P. Büdenbender, Heinrich MSF, als Seelsorger im Pas-
toralen Raum Pastoralverbund Lennestadt: 21.4.  / 
1.10.2015

Edeler, Reinhard, unter Annahme seines Stellenver-
zichtes als Pfarrer in Witten, St. Marien sowie als Leiter 
des Pastoralverbundes Witten-Mitte: 23.7. / 1.10.2015

Eickelmann, Günter, unter Annahme seines Stellenver-
zichtes als Pfarrer in Meschede, St. Walburgis, als Pfarr-
verwalter in Berge, St. Luzia, Calle, Eversberg, Freienohl, 
Grevenstein, Meschede, Mariä Himmelfahrt, Rembling-
hausen, Velmede und Wennemen, als Verwalter in Wehr-
stapel-Heinrichsthal, als Leiter des Pastoralen Raumes 
Pastoralverbund Meschede Bestwig sowie als erster 
stellvertretender Dechant im Dekanat Hochsauerland-
Mitte: 25.9. / 1.10.2015

Eilebrecht, Ludger, unter Annahme seines Stellenver-
zichtes als Pfarrdechant in Höxter, St. Nikolai, als Pfarr-
verwalter in Höxter, St. Peter und Paul, Corvey, Albaxen, 
Bödexen, Fürstenau, Lüchtringen, Stahle, Bosseborn, 
Brenkhausen, Bruchhausen, St. Marien, Godelheim, Ott-

bergen und Ovenhausen, als Verwalter in Lütmarsen, als 
Leiter des Pastoralen Raumes Pastoralverbund Corvey 
sowie als zweiter stellvertretender Dechant im Dekanat 
Höxter: 17.6. / 15.8.2015

Fischer, Benedikt, unter Annahme seines Stellenver-
zichtes als Pfarrer in Paderborn, St.  Hedwig: 9.4.  / 
1.9.2015

Gruß, Hans-Dieter, aus dem aktiven Dienst als Ständi-
ger Diakon im Pastoralverbund Herne-Nord: 29.6.  / 
1.9.2015

Mika, Meinolf, Domkapitular, unter Annahme seines 
Stellenverzichtes als Pfarrdechant in Wiedenbrück, 
St. Aegidius, als Pfarrverwalter in Langenberg, St. Vit und 
Wiedenbrück, St.  Pius, als Verwalter in Batenhorst, als 
Leiter des Pastoralen Raumes Pastoralverbund Recken-
berg sowie als zweiter stellvertretender Dechant des De-
kanates Rietberg-Wiedenbrück: 1.6. / 1.10.2015

Nach Verzicht auf die jeweilige Pfarrstelle wurden in den 
endgültigen Ruhestand versetzt:

Eckert, Franz-Josef, als Pfarrer in Castrop-Rauxel, 
St. Elisabeth: 10.11.2014 / 1.10.2015

Dr. Nübold, Elmar, als Propst in Paderborn, St. Libori-
us: 21.10.2014 / 1.9.2015

Reifer, Heinz Gerd, als Pfarrer in Lippstadt, St. Joseph: 
23.6. / 1.10.2015

Weitere Versetzungen in den endgültigen Ruhestand:

Nowinski, Valentin, Pfarrer, als Pastor im Pastoralen 
Raum Pastoralverbund Arnsberg: 2.2. / 1.11.2015

Dr. Otap, Marian, als Pastor im Pastoralverbund Aven-
wedde-Friedrichsdorf: 22.1. / 1.10.2015

Rademacher, Michael, Pfarrer, als Seelsorger im Pas-
toralverbund Olpe: 18.8. / 1.10.2015

Verfügungen des Generalvikars

Ernennungen/Beauftragungen

Abeler, Norbert, Pfarrer, Pastor im Pastoralverbund 
Olpe-Biggesee, zum Pastor im Pastoralverbund Olpe: 
7.8. / 1.9.2015

Agu, Chibuzo (Enugu/Nigeria), Pastor, Seelsorger im 
Pastoralverbund Lippe-Süd, zur seelsorglichen Mitarbeit 
im Pastoralen Raum Pastoralverbund Südlippe-Pyrmont: 
23.7. / 1.10.2015

Anderko, Michal (Kattowitz/Polen), Vikar, befristet vom 
3. September 2015 bis zum 31. August 2017 zur seel-
sorglichen Mitarbeit in Bielefeld, St. Elisabeth: 3.9.2015

Aßheuer, André, Pastor, Pfarradministrator in Welver, 
zusätzlich mit der Ausbildung der indischen Priester für 
die Seelsorge im Erzbistum Paderborn: 8.10.2015

Baumeister, Hubert, Ständiger Diakon im Pastoralver-
bund Falkenhagen-Lügde-Bad Pyrmont, mit den Aufga-
ben eines nebenberuflichen Diakons mit Zivilberuf im 
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Pastoralen Raum Pastoralverbund Südlippe-Pyrmont: 
23.7. / 1.10.2015

P. Becker, Elmar (Toulouse/Frankreich), zur seelsorgli-
chen Mitarbeit im Pastoralen Raum Pastoralverbund Bad 
Driburg: 29.7. / 1.9.2015

Blöink, Andreas, Ständiger Diakon im Pastoralverbund 
Falkenhagen-Lügde-Bad Pyrmont, mit den Aufgaben ei-
nes nebenberuflichen Diakons mit Zivilberuf im Pastora-
len Raum Pastoralverbund Südlippe-Pyrmont: 23.7.  / 
1.10.2015

Boensmann, Matthias, Pfarrer in Dortmund-Berghofen, 
zusätzlich zum Geistlichen Beirat im Diözesanverbands-
vorstand des DJK-Sportverbandes Diözesanverband Pa-
derborn e.V.: 9.10. / 1.11.2015

Bogdoll, Hans Joachim, Pastor i. R., zum Subsidiar im 
Pastoralen Raum Pastoralverbund Wendener Land: 
27.10. / 1.11.2015

Dr. Bredeck, Michael, Msgr., Ordinariatsrat, unter Auf-
rechterhaltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich zum 
Subsidiar in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Dr. Chittilappilly, Johnson (Trichur/Indien), zur seel-
sorglichen Mitarbeit im Pastoralverbund Eving-Brechten: 
21.7. / 27.7.2015

P. Dr. Cramer, Winfried OSB, Professor, zum Subsidiar 
im Pastoralverbund Kirchspiel Neuenkirchen: 26.10.  / 
1.11.2015

De Sousa Santos, Aires (Balsas/Brasilien), Vikar, unter 
Aufrechterhaltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich 
zum Subsidiar in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Droste, Herbert, Pfarrer in Wünnenberg, zusätzlich 
zum Pfarrverwalter in Haaren und Helmern: 10.12.2014

Eckert, Franz Josef, Pfarrer i.  R., zum Subsidiar im 
Pastoralverbund Castrop-Rauxel-Süd: 21.7. / 1.10.2015

Edeler, Reinhard, Pfarrdechant in Wiedenbrück, 
St.  Aegidius, zusätzlich zum Pfarrverwalter in Langen-
berg, St. Vit und Wiedenbrück, St. Pius, zum Verwalter in 
Batenhorst sowie zum Leiter des Pastoralen Raumes 
Pastoralverbund Reckenberg: 23.7. / 1.10.2015

Eilebrecht, Ludger, Pfarrdechant in Höxter, St. Nikolai, 
zum Pastor in Möhnesee: 17.6. / 15.8.2015

Festing, Heinrich, Apostol. Protonotar, Präses i.  R., 
zum Subsidiar im Pastoralen Raum Pastoralverbund 
Südlippe-Pyrmont: 23.7. / 1.10.2015

Fischer, Benedikt, Pfarrer in Paderborn, St.  Liborius, 
zusätzlich zum Pfarrverwalter in Paderborn, St. Hedwig: 
9.4. / 1.9.2015

Gosmann, Stefan, Vikar, Seelsorger im Pastoralver-
bund Rietberg-Süd, zum Vikar in Rüthen und zusätzlich 
zur seelsorglichen Mitarbeit im Pastoralverbund Rüthen: 
1.10.2015

Grohsmann, Winfried, Pfarrer in Castrop, St. Lamber-
tus, zusätzlich zum Pfarrverwalter in Castrop-Rauxel, 
St.  Elisabeth und Castrop-Rauxel, St.  Marien: 
11.11.2014 / 1.10.2015

Grondmann, Herbert, Ständiger Diakon im Pastoralver-
bund Falkenhagen-Lügde-Bad Pyrmont, mit den Aufga-
ben eines nebenberuflichen Diakons mit Zivilberuf im 
Pastoralen Raum Pastoralverbund Südlippe-Pyrmont: 
23.7. / 1.10.2015

Gröne, Ulrich, Pastor, unter Aufrechterhaltung der Er-
nennung zum Seelsorger in der Justizvollzugsanstalt 
Castrop-Rauxel sowie unter Entpflichtung als Pastor im 
Pastoralverbund Dortmund-Nord-West zusätzlich zur 
seelsorglichen Mitarbeit im Pastoralverbund An den 
Ruhrseen und in der Familiengemeinschaft Ende Syburg: 
3.9. / 1.10.2015

Dr. Hardt, Michael, Msgr., Direktor, unter Aufrechter-
haltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich zur seelsorg-
lichen Mitarbeit in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Heckeroth, Ansgar, Pfarrer in Steinheim, zusätzlich 
zum Pfarrverwalter in Bergheim, St. Liborius, Sandebeck 
und Vinsebeck, zum Verwalter in Ottenhausen und Rolf-
zen sowie zum Leiter des Pastoralverbundes Steinheim: 
20.3. / 1.7.2015

Henke, Markus, Vikar, Seelsorger im Pastoralverbund 
Gütersloh-Mitte-West, zusätzlich zur seelsorglichen Mit-
arbeit in den Pastoralverbünden Avenwedde-Friedrichs-
dorf und Gütersloh-Nordring: 16.9. / 1.10.2015

Hoffmann, Georg, Krankenhauspfarrer, unter Aufrecht-
erhaltung der Ernennung zur Krankenhausseelsorge im 
Herzzentrum Bad Oeynhausen sowie unter Entpflichtung 
als Seelsorger im Pastoralverbund Weserbogen zusätz-
lich zur seelsorglichen Mitarbeit im Pastoralen Raum 
Pastoralverbund Werre Weser: 9.9. / 1.10.2015

Holterhoff, Peter, Pfarrer i. R., zum Subsidiar im Pasto-
ralverbund Olpe: 27.7. / 1.9.2015

DDr. Irlenborn, Bernd (Trier), Professor, Diakon, unter 
Aufrechterhaltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich mit 
den Aufgaben eines nebenberuflichen Diakons mit Zivil-
beruf in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Kaniyamthara, Georg Thomas, Pastor im Pastoralver-
bund Wendener Land, zum Pastor im Pastoralen Raum 
Pastoralverbund Werre Weser: 17.9. / 1.10.2015

Kobinski, Konrad, Pfarrer i.  R., zum Subsidiar in den 
Pastoralverbünden Herford und Widukindsland: 3.9.  / 
1.10.2015

Dr. Kopp, Stefan (Gurk/Österreich), Lehrstuhlvertreter 
für Liturgiewissenschaft an der Theologischen Fakultät 
Paderborn, zusätzlich zum Subsidiar im Pastoralverbund 
Bad Lippspringe-Schlangen: 1.10.2015

Kreutzmann, Andreas, Subregens, unter Aufrechterhal-
tung der bisherigen Aufgaben zusätzlich zur seelsorgli-
chen Mitarbeit in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Dr. Krismanek, Hans-Bernd, Pastor im Pastoralen 
Raum Pastoralverbund Corvey, zum Pfarrverwalter in 
Höxter, St.  Nikolai, Höxter, St.  Peter und Paul, Corvey, 
Albaxen, Bödexen, Fürstenau, Lüchtringen, Stahle, Bos-
seborn, Brenkhausen, Bruchhausen, St.  Marien, Godel-
heim, Ottbergen und Ovenhausen, zum Verwalter in Lüt-
marsen sowie zum Leiter des Pastoralen Raumes Pasto-
ralverbund Corvey: 17.6. / 15.8.2015

Kubsa, Thomas, Pastor, Vikar in Hagen-Haspe, zusätz-
lich zum Polizeiseelsorger im Nebenamt für den Zustän-
digkeitsbereich des Polizeipräsidiums Hagen: 20.8.  / 
1.9.2015

Lange, Christoph, Pastor, Seelsorger im Pastoralver-
bund Olpe-Biggesee, zur seelsorglichen Mitarbeit im 
Pastoralverbund Olpe: 27.7. / 1.9.2015

Lengeling, Jürgen, Diakon, unter Aufrechterhaltung der 
bisherigen Aufgaben zusätzlich mit den Aufgaben eines 
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nebenberuflichen Diakons mit Zivilberuf in Paderborn, 
St. Liborius: 1.9.2015

Linnenbrink, Michael, Pastor, Seelsorger im Pastoral-
verbund Lippe-Süd, zur seelsorglichen Mitarbeit im Pas-
toralen Raum Pastoralverbund Südlippe-Pyrmont: 23.7. / 
1.10.2015

Loer, Olaf, Pastor im Pastoralverbund Reckenberg, zu-
sätzlich zum Dekanatsjugendseelsorger für das Dekanat 
Rietberg-Wiedenbrück: 27.10. / 1.11.2015

Menke, Markus, Pastor, Mitarbeiter in der Gemeinde-
beratung, zusätzlich zum Subsidiar in Paderborn, St. Li-
borius, Paderborn, St.  Julian und im Pastoralverbund 
Paderborn-Süd-Ost-Dahl: 4.8. / 1.9.2015

Michel, Hans Dieter, Prälat, Ordinariatsrat, unter Auf-
rechterhaltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich zum 
Subsidiar in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Mika, Meinolf, Domkapitular, Pfarrdechant in Wieden-
brück, St.  Aegidius, zum Pastor in den Pastoralverbün-
den Herne-Mitte, Herne-Nord, Herne-Ost und Herne-
Süd: 1.6. / 1.10.2015

Moors, Dieter, Pastor im Pastoralverbund Rüthen, zum 
Pastor in den Pastoralverbünden Marsberg-Mitte, Mars-
berg-Süd und Sintfeld-Diemeltal: 19.5. / 1.9.2015

P. Neuhaus, Martin SAC, Seelsorger im Pastoralver-
bund Olpebach-Täler, zur seelsorglichen Mitarbeit im 
Pastoralverbund Olpe: 27.7. / 1.9.2015

Ogbu, Frederic (Nsukka/Nigeria), zum Subsidiar in 
Welver: 29.7. / 1.9.2015

Dr. Otap, Marian, Pastor i. R., zum Subsidiar in Biele-
feld, St. Elisabeth: 18.9. / 1.10.2015

Peter, Karl-Heinz, Pfarrer in Lippstadt, St.  Nikolaus, 
zusätzlich zum Pfarrverwalter in Lippstadt, St.  Joseph: 
20.7. / 1.10.2015

Pidiyath, Jijo (Trichur/Indien), zur seelsorglichen Mitar-
beit in Welver: 6.7.2015

Pollmeier, Manfred, Dechant, Pfarrer in Bad Oeynhau-
sen, zusätzlich zum Pfarrverwalter in Hausberge, zum 
Verwalter in Eidinghausen sowie zum Leiter des Pastoral-
verbundes Weserbogen: 5.6. / 1.8.2015

Pollmeier, Manfred, Dechant, Pfarrer in Bad Oeynhau-
sen, zusätzlich zum Pfarrverwalter in Vlotho: 18.3.  / 
10.8.2015

Rademacher, Michael, Pfarrer, unter Aufrechterhaltung 
der Ernennung zum Seelsorger im St.  Gerhardus-Haus 
(Altenheim) in Drolshagen sowie unter Entpflichtung als 
Seelsorger im Pastoralverbund Olpe-Biggesee zur seel-
sorglichen Mitarbeit im Pastoralverbund Olpe: 27.7.  / 
1.9.2015

Rademacher, Michael, Pfarrer i. R., zum Subsidiar im 
Pastoralverbund Olpe: 27.10. / 1.11.2015

Rose, Franz-Josef, Pastor, unter Aufrechterhaltung der 
bisherigen Aufgaben zusätzlich zur seelsorglichen Mitar-
beit in Paderborn, St.  Julian sowie im Pastoralverbund 
Paderborn-Süd-Ost-Dahl: 1.9.2015

Runte, Alfons, Pfarrer in Bad Oeynhausen, zum Pastor 
in den Pastoralverbünden Löhne-Vlotho und Weserbo-
gen: 5.6. / 1.8.2015

Runte, Alfons, Pfarrer, Pastor im Pastoralverbund Löh-
ne-Vlotho, zum Pastor im Pastoralen Raum Pastoralver-
bund Werre Weser: 9.9. / 1.10.2015

Sauerland, Hans Friedrich, Diakon, unter Aufrechter-
haltung der bisherigen Aufgaben zusätzlich mit den Auf-
gaben eines hauptberuflichen Diakons in Paderborn, 
St. Liborius: 1.9.2015

Schmit, Werner Jakob, Diakon, unter Aufrechterhal-
tung der bisherigen Aufgaben zusätzlich mit den Aufga-
ben eines nebenberuflichen Diakons mit Zivilberuf in Pa-
derborn, St. Liborius: 1.9.2015

Schneider, Stefan, unter Aufrechterhaltung der Ernen-
nung zum Vikar in Olpe, St. Marien sowie unter Entpflich-
tung als Seelsorger im Pastoralverbund Olpebach-Täler 
zusätzlich zur seelsorglichen Mitarbeit im Pastoralver-
bund Olpe: 27.7. / 1.9.2015

Schniedermeier, Josef, Pfarrer i. R., zum Subsidiar in 
den Pastoralverbünden Paderborn-West und Paderborn-
Nord-Ost: 1.9.2015

Schrage, Werner, Ständiger Diakon im Pastoralver-
bund Olpe-Biggesee, mit den Aufgaben eines nebenbe-
ruflichen Diakons mit Zivilberuf im Pastoralverbund Olpe: 
27.7. / 1.9.2015

P. Schwegler, Frank CR, zur seelsorglichen Mitarbeit 
im Pastoralverbund Witten-Ruhrtal: 22.7. / 1.9.2015

Siepe, Thomas, Pfarrer, Pastor im Pastoralen Raum 
Pastoralverbund Arnsberg, zusätzlich zum Diözesanbe-
auftragten für die Hospizseelsorge im Erzbistum Pader-
born: 31.8. / 1.10.2015

Sonntag, David, Vikar, unter Aufrechterhaltung der bis-
herigen Aufgaben zusätzlich zur seelsorglichen Mitarbeit 
in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Stipp, Ulrich, Pfarrer, Pastor im Pastoralen Raum Pas-
toralverbund Schmallenberg-Eslohe, zusätzlich zum 
Pfarrverwalter in Meschede, St. Walburgis, Berge, St. Lu-
zia, Calle, Eversberg, Freienohl, Grevenstein, Meschede, 
Mariä Himmelfahrt, Remblinghausen, Velmede und 
Wenemen, zum Verwalter in Wehrstapel-Heinrichsthal 
sowie zum Leiter des Pastoralen Raumes Pastoralver-
bund Meschede Bestwig: 25.9. / 1.10.2015

Terhorst, Edgar, mit der Krankenhausseelsorge im 
St. Katharinen-Hospital und in der Fachklinik für Kinder-
neurologie und Sozialpädiatrie Königsborn in Unna: 
1.9.2015

Tielking, Udo, Pfarrer i. R., zum Subsidiar im Pastora-
len Raum Pastoralverbund Werre Weser: 9.9. / 1.10.2015

Voß, Hans Günter, Pfarrer, Pastor im Pastoralverbund 
Lippe-Süd, zum Pastor im Pastoralen Raum Pastoralver-
bund Südlippe-Pyrmont: 23.7. / 1.10.2015

Wacker, Manfred, Pfarrer, Pastor im Pastoralverbund 
Gütersloh-Nordring, zusätzlich zum Pastor in den Pasto-
ralverbünden Avenwedde-Friedrichsdorf, Gütersloh-Mit-
te-West und Gütersloh-Süd: 16.9. / 1.10.2015

Weil, Josef, Ständiger Diakon im Pastoralverbund Ol-
pe-Biggesee, mit den Aufgaben eines nebenberuflichen 
Diakons mit Zivilberuf im Pastoralverbund Olpe: 27.7.  / 
1.9.2015

Dr. Werner, Wolfgang, Professor, zusätzlich zum Sub-
sidiar im Pastoralverbund Olpe: 27.7. / 1.9.2015
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Wiedeking, Hubertus, Geistl. Rat, Pfarrer i.  R., zum 
Subsidiar im Pastoralen Raum Pastoralverbund Südlip-
pe-Pyrmont: 23.7. / 1.10.2015

Wiemers, Ansgar, Pastor, Diözesanpräses des Kol-
pingwerkes Diözesanverband Paderborn, zusätzlich zur 
seelsorglichen Mitarbeit in Paderborn, St.  Liborius und 
Paderborn, St.  Julian sowie im Pastoralverbund Pader-
born-Süd-Ost-Dahl: 3.8. / 1.9.2015

Wieneke, Meinolf, Geistl. Rat, Pfarrer i. R., zum Subsi-
diar in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

Wiesner, Jürgen, Pastor, unter Aufrechterhaltung der 
bisherigen Aufgaben zusätzlich zur seelsorglichen Mitar-
beit in Paderborn, St. Liborius: 1.9.2015

P. Witzel, Georg CM, mit der Gehörlosenseelsorge im 
Bezirk Lippstadt: 1.1.2015

Wrede, Franz-Josef, Pfarrer i.  R., zum Subsidiar im 
Pastoralverbund Olpe: 27.7. / 1.9.2015

P. Zaranski, Kasimir-Josef CR, Pfarrer in Witten, 
St.  Vinzenz, zusätzlich zum Pfarrverwalter in Witten, 
St. Marien sowie zum Leiter des Pastoralverbundes Wit-
ten-Mitte: 9.9. / 1.10.2015

Entpflichtungen

P. Abdel Massih, Roger CML, als Seelsorger im Pasto-
ralen Raum Pastoralverbund Warburg: 1.8.2015

Busch, Norbert, Msgr., Krankenhauspfarrer i.  R., als 
Mitarbeiter in der Priesterbetreuung an den alten und 
kranken Priestern: 2.6. / 1.11.2015

P. Fischer, Ernst OFM, als Krankenhausseelsorger im 
St. Vincenz-Krankenhaus in Paderborn: 29.7. / 1.10.2015

P. Janmieling, Michael, als Seelsorger im Pastoralver-
bund Bad Driburg: 16.4. / 1.9.2015

Lipiec, Edward CR, als Seelsorger im Pastoralverbund 
Witten-Ruhrtal: 23.6. / 1.9.2015

P. Mathew, Sabu MST, als Seelsorger in Welver: 
23.10. / 25.10.2015

P. Möhring, Karl OFM, als Hausgeistlicher für das Mut-
terhaus der Franziskanerinnen von Salzkotten: 1.9.2015

P. Ottalanka, George CMI, als Seelsorger in Welver: 
23.10. / 25.10.2015

P. Rams, Konrad FMMA, Seelsorger im Pastoralver-
bund Marsberg-Süd, als Krankenhausseelsorger im 
St. Marien-Hospital in Marsberg: 21.10. / 1.11.2015

Schniedermeier, Josef, Pfarrer i. R., durch Fristablauf 
als Subsidiar in Paderborn, St. Liborius: 4.8. / 1.9.2015

Steinhoff, Theodor, Ordinariatsrat i. R., als Hausgeistli-
cher im St.  Vincenz-Altenzentrum in Paderborn: 20.8.  / 
1.9.2015

Beurlaubungen/Freistellungen

Abeler, Norbert, Pfarrer, Pastor im Pastoralverbund Ol-
pe, befristet vom 1. Oktober 2015 bis zum 30. September 
2018 für die deutschsprachige Seelsorge in Lissabon, 
Porto und Fatima: 7.8. / 1.10.2015

Eickelmann, Günter, Pfarrer, befristet vom 1. Oktober 
2015 bis zum 31. Dezember 2015 für eine geistliche Aus-
zeit: 25.9. / 1.10.2015

Heinemann, Jörg, Vikar in Attendorn, St.  Johannes 
Bapt., zum Weiterstudium im Fach Homiletik an der Ka-
tholisch-Theologischen Fakultät der Rheinischen Fried-
rich-Wilhelms-Universität in Bonn unter zusätzlicher Be-
auftragung zur seelsorglichen Mitarbeit im Pastoralver-
bund Südliches Hamm: 2.3. / 1.7.2015

Junk, Ansbert, Pastor im Pastoralverbund Herne-Ost, 
für das Noviziat der Deutschen Provinz der Jesuiten: 
20.7. / 13.9.2015

Habilitation

Dr. Dahlke, Benjamin, Vikar, hat sich unter dem 8. Juli 
2015 an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Jo-
hannes Gutenberg-Universität Mainz habilitiert und die 
Lehrbefähigung für das Fachgebiet Dogmatik und Öku-
menische Theologie erworben. Das Thema der Habilitati-
onsschrift lautet: „Kritische Orthodoxie. Zum Umgang 
evangelischer und anglikanischer Theologen mit der 
Lehrformel von Chalcedon“.

Todesfälle

Vogt, Alfons, Geistlicher Rat Pfarrer i. R., früher Pfarrer 
in Herne, Herz Jesu, geboren 1. Juli 1914 in Weißenfels/
Saale, geweiht 2. April 1938 in Paderborn, gestorben 
12. August 2015 in Brakel, Grab in Herne-Böring (Widu-
mer Str., Priestergruft)

Kortmann, Horst, Geistlicher Rat Pfarrer i.  R., früher 
Pfarrer in Herzebrock, geboren 20. Juli 1937 in Dort-
mund, geweiht 25. Juli 1963 in Paderborn, gestorben 
27. August 2015, Grab in Herzebrock (Priestergruft)

P. Netten, Andreas MSC, früher Hausgeistlicher im Al-
tenheim der MSC-Schwestern in Hellefeld, geboren 
22. Juni 1926 in Esch, geweiht 6. August 1953, gestorben 
30. August 2015 in Münster-Hiltrup, Grab in Münster-Hil-
trup (Klosterfriedhof)

Wöltje, Hans (Köln), Kaplan i. R., früher Kaplan im De-
kanat Düsseldorf-Mitte und Hausgeistlicher am St.  Ag-
nes-Stift in Düsseldorf, geboren 6. April 1922 in Düssel-
dorf, geweiht 14. Juni 1972, gestorben 17. September 
2015, Grab in Warstein-Allagen (Dorffriedhof)

Gehrmann, Hans-Anton, Geistlicher Rat Pfarrer i.  R., 
früher Pfarrer in Bielefeld, St. Meinolf, geboren 3. Januar 
1930 in Bielefeld, geweiht 25. Juli 1958 in Paderborn, ge-
storben 23. September 2015 in Bielefeld, Grab in Bielefeld 
(Siekerfriedhof, Otto-Brenner-Str.)

Dr. Diedrich, Friedrich, Universitätsprofessor em., frü-
her Professor für Alttestamentliche Wissenschaft an der 
Katholisch-Theologischen Fakultät der Katholischen Uni-
versität Eichstätt, geboren 5. Oktober 1935 in Hannover, 
geweiht 26. Juli 1962 in Paderborn, gestorben 7. Oktober 
2015, Grab in Hannover (Stadtfriedhof Engesohde, Fami-
liengruft)

Balsfulland, Franz, Geistlicher Rat Pastor i.  R., früher 
Pfarrvikar in Ummeln, geboren 1. Juni 1929 in Sende, ge-
weiht 5. Juni 1957 in Paderborn, gestorben 12. Oktober 
2015, Grab in Verl

Gruß, Hans-Dieter, Ständiger Diakon, früher Ständiger 
Diakon im Pastoralverbund Herne-Nord, geboren 2. Au-
gust 1940 in Wanne-Eickel, geweiht 25. März 2006 in Pa-
derborn, gestorben 25. Oktober 2015, Grab in Herne-Ei-
ckel (Herzogstr.)
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Schmelling, Josef, Ständiger Diakon, früher Ständiger 
Diakon in Kreuztal, geboren 16. April 1923 in Warendorf, 
geweiht 11. Oktober 1975 in Paderborn, gestorben 
28. Oktober 2015 in Weidenau, Grab in Kreuztal

Michels, Hubert, Geistlicher Rat Pfarrer i.  R., früher 
Pfarrer in Dortmund-Kirchlinde, geboren 8. Mai 1929 in 
Olpe, geweiht 3. April 1954 in Paderborn, gestorben 
31. Oktober 2015, Grab in Dortmund-Kirchlinde

Feller, Gerd, Geistlicher Rat Pfarrer i. R., früher Pfarrer 
in Hagen-Boele, geboren 27. März 1929 in Duisburg, ge-
weiht 3. April 1954 in Paderborn, gestorben 8. November 
2015, Grab in Letmathe (Oeger Str., Priestergruft)

Winkels, Hermann, Pfarrer i. R., früher Pfarrer in Wün-
nenberg, geboren 9. Mai 1939 in Castrop-Rauxel, ge-
weiht 22. März 1969 in Paderborn, gestorben 9. Novem-
ber 2015, Grab in Obercastrop (kath. Friedhof, Priester
gruft)

Bekanntmachungen des Erzbischöflichen Generalvikariates

Nr. 165. 	Besetzung des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
erster Instanz für die (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfäli-
scher Teil) und Paderborn

I. Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender

Nach Anhörung der Diözesanvermögensverwaltungs-
räte, der Diözesancaritasverbände und der Vorstände der 
diözesanen Arbeitsgemeinschaften der Mitarbeitervertre-
tungen in den (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Müns-
ter und Paderborn sowie der Mitarbeiterseite der Regio-
nal-KODA Nordrhein-Westfalen hat der Erzbischof von 
Köln gemäß § 19 der Kirchlichen Arbeitsgerichtsordnung 
(KAGO) in Verbindung mit § 3 des Dekrets über die Er-
richtung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Instanz für 
die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nord-
rhein-westfälischer Teil) und Paderborn im Einvernehmen 
mit den (Erz-)Bischöfen von Aachen, Essen, Münster und 
Paderborn am 25. November 2015

Herrn Bernd Grewer, Direktor des Amtsgerichts Witten 
i.  R., zum Vorsitzenden des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
erster Instanz für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn 
und

Herrn Dr. Bernd Scheiff, Präsident des Landgerichts 
Düsseldorf, zum stellvertretenden Vorsitzenden des 
Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Instanz für die (Erz-)Di-
özesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfä-
lischer Teil) und Paderborn

ernannt, und zwar jeweils mit Wirkung ab dem 1. De-
zember 2015 für die Dauer von 5 Jahren.

II. Beisitzende Richter aus den Kreisen der Mitarbeiter

Auf Vorschlag der Mitarbeiterseite der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen hat der Erzbischof von Köln gemäß 
§ 20 Absatz 1 der Kirchlichen Arbeitsgerichtsordnung 
(KAGO) in Verbindung mit § 4 Absatz 2 des Dekrets über 
die Errichtung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Ins-
tanz für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster 
(nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn im Einver-
nehmen mit den (Erz-)Bischöfen von Aachen, Essen, 
Münster und Paderborn am 25. November 2015

Frau Gabriele Seidich, Bistum Essen,
Herrn Herbert Böhmer, Bistum Aachen, und
Herrn Franz-Josef Plesker, Bistum Münster,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitarbei-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für die 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn ernannt, und zwar je-
weils mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2015 für die Dau-
er von 5 Jahren.

Auf Vorschlag der Vorstände der diözesanen Arbeits-
gemeinschaften der Mitarbeitervertretungen in den (Erz-)
Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster und Paderborn 
hat der Erzbischof von Köln gemäß § 20 Absatz 1 der 
Kirchlichen Arbeitsgerichtsordnung (KAGO) in Verbin-
dung mit § 4 Absatz 2 des Dekrets über die Errichtung 
des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Instanz für die 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn im Einvernehmen mit 
den (Erz-)Bischöfen von Aachen, Essen, Münster und Pa-
derborn am 25. November 2015

Herrn Ulrich Richartz, Bistum Münster,
Herrn Thomas Rühl, Erzbistum Paderborn, und
Herrn Werner Stock, Erzbistum Paderborn,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitarbei-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für die 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn ernannt, und zwar je-
weils mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2015 für die Dau-
er von 5 Jahren.

III. Beisitzende Richter aus den Kreisen der Dienstgeber

Auf Vorschlag der Diözesanvermögensverwaltungsräte 
der (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster und 
Paderborn hat der Erzbischof von Köln gemäß § 20 Ab-
satz 1 der Kirchlichen Arbeitsgerichtsordnung (KAGO) in 
Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Dekrets über die Errich-
tung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Instanz für die 
(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn im Einvernehmen mit 
den (Erz-)Bischöfen von Aachen, Essen, Münster und Pa-
derborn am 25. November 2015

Frau Claudia Tiggelbeck, Bistum Essen,
Herrn Marcus Baumann-Gretza, Erzbistum Paderborn,
Herrn Ulrich Hörsting, Bistum Münster,
Herrn Alexander Kerkow, Erzbistum Köln,
Herrn Detlef Müller, Erzbistum Paderborn, und
Herrn Pfr. Jan Nienkerke, Bistum Aachen,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Dienst-
geber am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für die 
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(Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn ernannt, und zwar je-
weils mit Wirkung ab dem 1. Dezember 2015 für die Dau-
er von 5 Jahren.

IV. Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
erster Instanz für die (Erz-)Diözesen Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn ist 
wie folgt zu erreichen:

c/o Erzbischöfliches Offizialat, Kardinal-Frings-Stra-
ße 12, 50668 Köln, Postfach 10 11 27, 50451 Köln, Tele-
fon: 02 21 / 16 42-56 50, Fax: 02 21 / 16 42-56 52, E‑Mail: 
arbeitsrecht.offizialat@erzbistum-koeln.de

Nr. 166. 	Besetzung des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
erster Instanz für das Erzbistum Paderborn

I. Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender

Nach Anhörung des Diözesan-Verwaltungsrates, des 
Diözesan-Caritasverbandes, des Vorstandes der Diöze-
sanen Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
im Erzbistum Paderborn, der Mitarbeiterseite der Regio-
nalkommission Nordrhein-Westfalen der Arbeitsrechtli-
chen Kommission des Deutschen Caritasverbandes so-
wie der Mitarbeiterseite der Regional-KODA Nordrhein-
Westfalen hat der Herr Erzbischof gemäß § 19 der Kirch-
lichen Arbeitsgerichtsordnung (KAGO) in Verbindung mit 
§ 3 des Dekrets über die Errichtung des Kirchlichen Ar-
beitsgerichts erster Instanz für das Erzbistum Paderborn 
am 1. Oktober 2015

Herrn Herbert Suwelack, Richter am Amtsgericht in 
Iserlohn i. R., zum Vorsitzenden des Kirchlichen Arbeits-
gerichts erster Instanz für das Erzbistum Paderborn und

Herrn Heinrich Plückebaum, Fachanwalt für Arbeits-
recht, zum stellvertretenden Vorsitzenden des Kirchli-
chen Arbeitsgerichts erster Instanz für das Erzbistum Pa-
derborn

ernannt, und zwar jeweils mit Wirkung ab dem 1. De-
zember 2015 für die Dauer von 5 Jahren.

II. Beisitzende Richter aus den Kreisen der Mitarbeiter

Auf Vorschlag der Mitarbeiterseite der Regional-KODA 
Nordrhein-Westfalen hat der Herr Erzbischof gemäß § 20 
Absatz 1 KAGO in Verbindung mit § 4 des Dekrets über 
die Errichtung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Ins-
tanz für das Erzbistum Paderborn am 1. Oktober 2015

Herrn Günter Fuchs, St. Vincenz-Krankenhaus Pader-
born,

Herrn Friedhelm Leenen, Marienschule Hamm, und
Herrn Martin Schenk, St. Johannes-Hospital Dort-

mund,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitarbei-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für das 
Erzbistum Paderborn ernannt, und zwar jeweils mit Wir-
kung ab dem 1. Dezember 2015 für die Dauer von 5 Jah-
ren.

Auf Vorschlag des Vorstandes der Diözesanen Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Erzbistum 

Paderborn hat der Herr Erzbischof gemäß § 20 Absatz 1 
KAGO in Verbindung mit § 4 des Dekrets über die Errich-
tung des Kirchlichen Arbeitsgerichts erster Instanz für 
das Erzbistum Paderborn am 1. Oktober 2010

Frau Heide Mohr, Erzbischöfliches Generalvikariat,
Herrn Rolf Puspas, St. Marien-Krankenhaus Siegen, 

und
Herrn Michael Wosnitza, St. Martinus-Hospital Olpe,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Mitarbei-
ter am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für das 
Erzbistum Paderborn ernannt, und zwar jeweils mit Wir-
kung ab dem 1. Dezember 2015 für die Dauer von 5 Jah-
ren.

III. Beisitzende Richter aus den Kreisen der Dienstgeber

Auf Vorschlag des Diözesan-Verwaltungsrates hat der 
Herr Erzbischof gemäß § 20 Absatz 1 KAGO in Verbin-
dung mit § 4 des Dekrets über die Errichtung des Kirchli-
chen Arbeitsgerichts erster Instanz für das Erzbistum Pa-
derborn am 1. Oktober 2015

Herrn Diakon Hubert Berschauer, St. Marien-Kranken-
haus Siegen,

Herrn Dr. Ulrich Dickmann, Katholische Akademie 
Schwerte,

Herrn Heinz-Georg Eirund, Caritasverband Brilon e.V.,
Herrn Klaus Reddemann, Caritas Wohn- und Werk-

stätten im Erzbistum Paderborn e.V.,
Frau Dr. Dorothea Steinebach, Erzbischöfliches Gene-

ralvikariat, und
Herrn Michael Wolf, Gemeindeverband Kath. Kirchen-

gemeinden Minden-Ravensberg-Lippe,

zu beisitzenden Richtern aus den Kreisen der Dienstge-
ber am Kirchlichen Arbeitsgericht erster Instanz für das Erz-
bistum Paderborn ernannt, und zwar jeweils mit Wirkung ab 
dem 1. Dezember 2015 für die Dauer von 5 Jahren.

IV. Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle des Kirchlichen Arbeitsgerichts 
erster Instanz für das Erzbistum Paderborn ist wie folgt 
zu erreichen: 

c/o Erzbischöfliches Offizialat, Herrn Hans-Peter 
Hustädte, Domplatz 26, 33098 Paderborn, Tel. 0 52 51 / 
1 25-14 64, E-Mail: hanspeter.hustaedte@erzbistum-pa-
derborn.de

Nr. 167.	 Besetzung der ständigen Einigungsstelle für 
den Bereich des Erzbistums Paderborn

I. Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender

Auf Vorschlag der Listen-Beisitzer der ständigen Eini-
gungsstelle für den Bereich des Erzbistums Paderborn 
hat der Herr Erzbischof gemäß § 44 Abs. 1 MAVO am 
10.11.2015

Herrn Herbert Schäffer, Hatzfelder Str. 26, 33104 Pa-
derborn zum Vorsitzenden der ständigen Einigungsstelle

und

Herrn Hans Hillebrand, Waldsiedlung 7, 33142 Büren 
zum stellvertretenden Vorsitzenden der ständigen Eini-
gungsstelle
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ernannt, und zwar jeweils ab dem 1. Dezember 2015 
für die Dauer von fünf Jahren

II. Listen-Beisitzer aus den Kreisen der Mitarbeiter

Der Vorstand der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen im Erzbistum Paderborn hat am 
11.09.2015 gemäß § 44 Abs. 2 MAVO

Frau Barbara Sobotta, St. Rochus-Hospital Castrop-
Rauxel,

und

Herrn Udo Rinsche, St. Vincenz Jugendhilfe-Zentrum 
e.V., Dortmund,

zu Listen-Beisitzern aus den Kreisen der Mitarbeiter 
bei der ständigen Einigungsstelle für den Bereich des 
Erzbistums Paderborn bestellt. Ihre Amtszeit beginnt am 
1. Dezember 2015 und endet gemäß § 43 Abs. 5 MAVO 
nach Ablauf von fünf Jahren.

III. Listen-Beisitzer aus den Kreisen der Dienstgeber

Der Herr Generalvikar hat am 10.11.2015 gemäß § 44 
Abs. 2 MAVO

Herrn Josef Mertens, Gemeindeverband Kath. Kir-
chengemeinden Hochsauerland-Waldeck,

und

Herrn Klaus Heckmann, Caritas-Altenzentrum Hövel-
hof e.V.,

zu Listen-Beisitzern aus den Kreisen der Dienstgeber 
bei der ständigen Einigungsstelle für den Bereich des 
Erzbistums Paderborn bestellt. Ihre Amtszeit beginnt am 
1. Dezember 2015 und endet gemäß § 43 Abs. 5 MAVO 
nach Ablauf von fünf Jahren.

IV. Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle der ständigen Einigungsstelle für 
den Bereich des Erzbistums Paderborn ist wie folgt zu 
erreichen: 

Erzbischöfliches Generalvikariat, Herrn Hans-Peter 
Hustädte, Domplatz 3, 33098 Paderborn, Tel. 
0 52 51 / 1 25-13 18, E-Mail: hanspeter.hustaedte@erz-
bistum-paderborn.de

Az.: 5/A 39-40.04.1/1

Nr. 168. 	Ankündigung der Neuwahl des Priesterrates 
im Erzbistum Paderborn

In Kürze endet die Amtszeit des gegenwärtigen Pries-
terrates der Erzdiözese Paderborn. Der Herr Erzbischof 
hat als Termin für die Neuwahl des Priesterrates in den 
Dekanaten den Zeitraum

1. März bis 30. April 2016

festgesetzt.

In jedem Dekanat ist e i n Priester zu wählen. Das 
Wahlverfahren ist geregelt in Abschnitt VI. des Statuts 
des Priesterrates in der Fassung vom 1. Oktober 2010 
(KA 2007, Nr. 124.; KA 2010, Nr. 115.). Die Durchführung 
der Wahl im Dekanat obliegt dem Wahlkomitee, beste-

hend aus dem Dechanten als Wahlleiter kraft Amtes so-
wie zwei weiteren vom Dechanten berufenen Priestern.

Aktiv und passiv wahlberechtigt sind:

1. alle im Dekanat wohnenden Diözesanpriester,

2. diejenigen Diözesanpriester, die derzeit nicht im Be-
reich des Erzbistums wohnen, in demjenigen Dekanat, in 
dem sie zuletzt tätig waren oder Wohnsitz hatten,

3. Weltpriester anderer Diözesen, die im Dekanat woh-
nen und denen von der Erzdiözese eine Aufgabe übertra-
gen worden ist,

4. Priester von Instituten des geweihten Lebens oder 
von Gesellschaften des apostolischen Lebens, die im De-
kanat wohnen und denen von der Erzdiözese eine Aufga-
be übertragen worden ist.

Alle Wahlberechtigten haben die Möglichkeit, innerhalb 
einer Frist von vier Wochen, beginnend mit dem Datum 
der Ausgabe dieses Amtsblatts, bis zu zwei Priester aus 
ihrem Dekanat als Kandidaten vorzuschlagen. Der Vor-
schlag ist in doppeltem Umschlag an den Dechanten in 
seiner Eigenschaft als Wahlleiter zu richten. Der äußere 
Umschlag muss den Namen des Absenders tragen, der 
innere, anonymisierte Umschlag den Vorschlag oder die 
Vorschläge enthalten.

Diözesanpriester mit derzeitigem Wohnsitz außerhalb 
des Erzbistums müssen ihren Wunsch zur Teilnahme an 
der Wahl dem Dechanten am Ort ihrer letzten Tätigkeit 
oder ihres letzten Wohnsitzes mitteilen, ggf. unter form- 
und fristgerechter Beifügung eines Kandidatenvor-
schlags.

Die Wahl erfolgt in einer Wahlversammlung. Der ge-
naue Wahltermin im vorgegebenen Zeitrahmen wird vom 
Wahlkomitee festgesetzt und ist im Dekanat angemessen 
und rechtzeitig bekannt zu machen.

Zur Wahl werden alle Wahlberechtigten spätestens 
14 Tage vor der Wahl vom Wahlleiter unter Beifügung der 
Kandidatenliste eingeladen. Die Wahlordnung sieht für 
den ersten Wahlgang die Möglichkeit der Stimmabgabe 
durch Briefwahl vor. Bei einer möglichen Stichwahl blei-
ben die Briefwahlstimmen unberücksichtigt.

Az.: 1.11/A 17-10.01.1/4

Nr. 169. 	Bildung der zentralen Stelle im Sinne von 
Art. 5 Abs. 4 Grundordnung

Zur Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwen-
dung hinsichtlich der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in der 
Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Ver-
bandes der Diözesen Deutschlands vom 27. April 2015 
(KA 2015, Nr. 85.) wird im Erzbistum Paderborn eine zen-
trale Stelle gebildet. Beabsichtigt ein kirchlicher Dienst-
geber, eine Kündigung wegen eines schwerwiegenden 
Verstoßes gegen eine Loyalitätsobliegenheit auszuspre-
chen, soll er gemäß Art. 5 Abs. 4 Grundordnung bei der 
zentralen Stelle eine Stellungnahme zur beabsichtigten 
Kündigung einholen. Die Einholung der Stellungnahme 
der zentralen Stelle ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung 
für die Kündigung.

Im Erzbistum Paderborn wird die Aufgabe der zentra-
len Stelle im Sinne von Art. 5 Abs. 4 Grundordnung von 
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Herrn Werner Jakob Schmit, Erzbischöfliches Generalvi-
kariat, Hauptabteilung Personal und Verwaltung, Dom
platz 3, 33098 Paderborn, E-Mail: personal@erzbistum-
paderborn.de wahrgenommen. Ihn unterstützt eine Kom-
mission, die aus den Leitern der Hauptabteilungen Pasto-
rale Dienste, Caritative und soziale Dienste, Schule und 
Erziehung sowie Personal und Verwaltung besteht.

Az.: 5/A 38-11.02.1/1

Nr. 170. 	Gebet um geistliche Berufungen und pasto-
rale Dienste

Die Diözesanstelle Berufungspastoral hat zwei Gebete 
vorbereitet, die unterschiedlich eingesetzt werden können:

1. Eine ausgearbeitete Anbetungsstunde mit Gebeten 
und Liedvorschlägen, die auch im Rahmen der „Ewigen 
Anbetung“ eingesetzt werden kann. Sie steht unter http://
www.berufungspastoral-paderborn.de/thema-berufung/
mehr-zu-berufung/ zum Download bereit.

2. Ein Gebetszettel „Gebet um Berufungen“, der vor al-
lem für kranke und alte Menschen gedacht ist, denen die 
Krankenkommunion gebracht wird. Ein Ansichtsexemplar 
wird allen hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern mit der Weihnachtspost zugesandt; Bestellungen 
sind dann unter berufungspastoral@erzbistum-pader-
born.de oder 0 52 51 / 29 04-40 möglich.

Nr. 171. 	Erwachsenen-Firmung 2016

„Der Bischof ist der ursprüngliche Spender der Fir-
mung. Für gewöhnlich wird das Sakrament von ihm ge-
spendet, weil so der Zusammenhang mit der ersten 
Geistausgießung am Pfingsttag besonders deutlich zum 
Ausdruck kommt. Denn die Apostel selbst haben den 
Heiligen Geist, den sie empfangen haben, durch Hand-
auflegung den Gläubigen weitergegeben. Die Spendung 
durch den Bischof verdeutlicht die enge Verbindung der 
Gefirmten mit der Kirche und ihre Verpflichtung, den 
Menschen von Christus Zeugnis zu geben.“ (Die Feier der 
Firmung)

Unbeschadet der Vorschrift des can. 883 CIC haben 
erwachsene Firmbewerberinnen und Firmbewerber die 
Möglichkeit, bei den in den Pfarreien turnusgemäß ge-
spendeten Firmungen vom Bischof das Sakrament der 
Firmung zu empfangen.

Darüber hinaus werden für das Erzbistum zwei Termi-
ne angeboten, an denen erwachsene Firmbewerberinnen 
und Firmbewerber das Sakrament der Firmung durch 
den Bischof empfangen können:

Samstag, 21. Mai 2016 um 10.30 Uhr im Hohen Dom 
zu Paderborn

Montag, 28. November 2016 um 18.30 Uhr in der 
Propsteikirche St. Johannes Baptist zu Dortmund

Die Firmvorbereitung ist in den jeweiligen Pfarrgemein-
den des Wohnortes der Firmbewerberin oder des Firm-
bewerbers durchzuführen.

Zur Firmvorbereitung bietet auch das Cursillo-Sekreta-
riat einen „kleinen Glaubenskurs“ an. Nähere Information 

Cursillo-Sekretariat, Lanfer 27, 59581 Warstein,  Tel. 
0 29 02 / 7 53 38.

Die Firmbewerberinnen und Firmbewerber sind recht-
zeitig im Sekretariat von Weihbischof Matthias König an-
zumelden: Domplatz 3, 33098 Paderborn, Tel. 0 52 51 / 
1  25-15  61. E-Mail: matthias.koenig@erzbistum-pader-
born.de

Sollte es aus einem besonderen Grund pastoral gebo-
ten erscheinen, einer erwachsenen Firmbewerberin oder 
einem erwachsenen Firmbewerber außerhalb der oben 
aufgezeigten Firmfeiern das Sakrament der Firmung zu 
spenden (vgl. z. B. can. 1065 § 1 CIC), so wende man 
sich frühzeitig ebenfalls an das Sekretariat von Weihbi-
schof König. Firmvollmacht an Priester gemäß can. 884 
CIC wird auch in Zukunft nur in Ausnahmefällen gegeben.

Nr. 172.	 Leitung von Wort-Gottes-Feiern

Alle Leiterinnen und Leiter von Wort-Gottes-Feiern, de-
ren Beauftragung bis zum Ende des Jahre 2015 ausge-
sprochen oder verlängert wurde, können diese Vollmacht 
bis zum Ende des Jahres 2018 ausüben, längstens je-
doch bis zum 31.12. des Jahres, in dem der Leiter der 
oder die Leiterin das 75. Lebensjahr vollendet.

Voraussetzung ist, dass der Pfarrer in Absprache mit 
dem Pfarrgemeinderat bzw. die übrigen Antragsteller mit 
dem jeweils Verantwortlichen diese Notwendigkeit wei-
terhin für gegeben ansehen und dass der jeweils beauf-
tragte Laie selbst einverstanden ist.

In diesem Zusammenhang wird erneut darauf hinge-
wiesen, dass die dreijährige Beauftragung jeweils bis 
zum 31.12. des dritten Jahres Gültigkeit hat.

Nr. 173.	 Kommunionspendung durch Laien

Alle Kommunionhelfer und Kommunionhelferinnen, de-
ren Beauftragung bis zum Ende des Jahre 2015 ausge-
sprochen oder verlängert wurde, können diese Vollmacht 
bis zum Ende des Jahres 2018 ausüben, längstens je-
doch bis zum 31.12. des Jahres, in dem der Kommunion-
helfer oder die Kommunionhelferin das 75. Lebensjahr 
vollendet.

Voraussetzung ist, dass der Pfarrer in Absprache mit 
dem Pfarrgemeinderat bzw. die übrigen Antragsteller mit 
dem jeweils Verantwortlichen diese Notwendigkeit wei-
terhin für gegeben ansehen und dass der jeweils beauf-
tragte Laie selbst einverstanden ist.

In diesem Zusammenhang wird erneut darauf hinge-
wiesen, dass die dreijährige Beauftragung jeweils bis 
zum 31.12. des dritten Jahres Gültigkeit hat.
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Kirchliche Mitteilungen

Nr. 174.	 Kinder helfen Kindern – und ich bin dabei: 
der „Weltmissionstag der Kinder 2015/16“ 
(„Krippenopfer“)

Mit dem Weltmissionstag der Kinder, der weltweit be-
gangen wird, lädt das Kindermissionswerk „Die Sternsin-
ger“ Kinder in Deutschland ein, durch eine persönliche 
Gabe die Lebenssituation von Kindern in anderen Konti-
nenten zu verbessern. Kinder helfen Kindern – mit dieser 
Aktion geben sie ein lebendiges Beispiel für Solidarität 
und Hilfsbereitschaft. Aus vielen kleinen Gaben wird die 
große Hilfe für Kinder in Not.

Der Weltmissionstag der Kinder möchte den Blick rich-
ten auf Mädchen und Jungen in anderen Kontinenten, für 
die regelmäßige Mahlzeiten, der Schulbesuch oder ein 
behütetes Zuhause keine Selbstverständlichkeit sind.

Die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder wird ge-
halten an einem Tag zwischen Weihnachten und dem 
Fest Erscheinung des Herrn, den die Pfarrgemeinden be-

stimmen können (26. Dezember 2015 – 6. Januar 2016). 
Hierzu stellt das Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ 
Aktionsplakate, Spendenkästchen – als Bastelbogen für 
eine Krippenszene –, Arbeitshilfen, orientiert an einer 
Krippendarstellung aus Nicaragua, sowie in diesem Jahr 
erstmals auch ein Begleitheft für die Kinder bereit.

Die Materialien zum Weltmissionstag der Kinder kön-
nen kostenlos bezogen werden: Kindermissionswerk „Die 
Sternsinger“ e.V., Stephanstr. 35, 52064 Aachen, Bestell-
Telefon: 02 41 / 44 61-44, Bestell-Fax: 02 41 / 44 61-88, 
bestellung@sternsinger.de, www.sternsinger.de

Die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder bitten wir 
mit dem Hinweis auf das Kindermissionswerk „Die Stern-
singer“ auf dem üblichen Weg an die Bistumskasse zu 
überweisen. Ebenso bitten wir, das „Krippenopfer“, das 
in vielen Gemeinden üblich ist, als solches zu vermerken. 
Hierbei ist auf den Unterschied zur Bischöflichen Aktion 
Adveniat zu achten. Auf die Aktion Dreikönigssingen, die 
hiervon ebenfalls zu unterscheiden ist, wird in besonde-
ren Ankündigungen hingewiesen.

Bekanntmachungen aus dem staatlichen Bereich

Nr. 175.	 Achte Verordnung zur Änderung der Sozial-
versicherungsentgeltverordnung

Vom 18. November 2015

Auf Grund des § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 in Ver-
bindung mit Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
– Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung –, 
dessen Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 5 des Gesetzes 
vom 5. August 2010 (BGBl. I S. 1127) geändert worden 
ist, verordnet das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales:

Artikel 1 
Änderung der Sozialversicherungsentgeltverordnung

§ 2 Absatz 1 der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3385), die zu-
letzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 15. April 2015 
(BGBl. I S. 583) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. In Satz 1 wird die Angabe „229“ durch die Angabe 
„236“ ersetzt.

2. Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „49“ durch die Anga-
be „50“ ersetzt.

b) In den Nummern 2 und 3 wird jeweils die Angabe 
„90“ durch die Angabe „93“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den 18. November 2015

Die Bundesministerin 
für Arbeit und Soziales 

Andrea Nahles

Aufgrund der v. g. Verordnung zur Änderung der Sozi-
alversicherungsentgeltverordnung wurden die folgenden 
Sachbezugswerte für Unterkunft und Verpflegung per 
1. 1. 2016 angepasst (einheitlich für alle Bundesländer):

Amtliche Sachbezugswerte ab 2016 2015
Frühstück, monatlich 
– je Mahlzeit

 50,00 €  49,00 € 
 1,67 €  1,63 € 

Mittagessen, Abendessen, mtl.
– je Mahlzeit

 93,00 €  90,00 € 
 3,10 €  3,00 € 

Freie Verpflegung,
monatlich – kalendertgl.

 236,00 €  229,00 € 
 7,87 €  7,63 € 

Freie Unterkunft monatlich  223,00 €  223,00 € 
Gesamtsachbezugswert  459,00 €  452,00 € 
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